Bundesrat Drucksache 936/07

21.12.07

A

Verordnung

des Bundesministeriums

far Erndhrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Verordnung zur Durchfuhrung der EG-Milchquotenregelung
(Milchquotenverordnung - MilchQuotV)

A. Problem und Ziel

Anpassung der deutschen Milchabgabenverordnung an die Verordnung (EG) Nr.
1234/2007 des Rates vom 22.10.2007 uber eine gemeinsame Organisation der
Agrarmarkte (Einheitliche GMO).

B. Losung
Erlass einer Abléseverordnung zur Milchabgabenverordnung.

C. Alternativen

Erlass einer Anderungsverordnung mit anschlieRender Neubekanntmachung.

D. Finanzielle Auswirkungen auf die 6ffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Keine.

2. Vollzugsaufwand

Gegenuber der bisherigen Durchfihrung der EG-Milchabgabenregelung
durch Bund und Lander ergibt sich insgesamt kein Mehraufwand. Den
Gemeinden entstehen keine Vollzugskosten.
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E. Sonstige Kosten

Uber die unter F.1. aufgefiihrten Kosten hinaus entstehen der Wirtschaft keine
Kosten. Erhéhungen von Einzelpreisen und unmittelbare Auswirkungen auf das
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu
erwarten.

F. Bilrokratiekosten

1. Unternehmen: Es werden Informationspflichten aus Grinden der
Rechtsklarheit konkretisiert. Da diese Pflichten nach Auffassung der
Bundesregierung schon bisher bestanden, ergeben sich keine Mehrkosten.
Lediglich hinsichtlich zweier Informationspflichten geht die Verordnung Uber
den bisherigen Rechtszustand hinaus. Dazu ergibt sich Folgendes:

betroffene Unternehmen: etwa 32.000 jahrlich
Haufigkeit/Periodizitat: unregelmalig

erwartete Mehrkosten: etwa 3.850 EUR jahrlich.

Zugleich wird eine Aufzeichnungspflicht im Bereich der Direktverkaufer
abgeschwacht, wodurch sich folgende Kostenminderung ergibt:

betroffene Unternehmen: etwa 650 jahrlich
Haufigkeit/Periodizitat: taglich

erwartete Minderkosten: etwa 16.750 EUR jahrlich.

In der Summe ergibt sich damit eine Kostenminderung von etwa 12.900
EUR jahrlich.

2. Birgerinnen und Biirger: nicht betroffen.

3. Verwaltung: Es wird eine bisher auf einer freiwilligen Vereinbarung
bestehende Informationspflicht der Lander gegeniber dem Bund kodifiziert.
Die Pflicht besteht dreimal jahrlich. Mehrkosten ergeben sich nicht, da die
zu Ubermittelnden Daten bereits aus anderen Griinden erhoben werden.
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(Milchquotenverordnung - MilchQuotV)

Der Chef des Bundeskanzleramtes Berlin, den 20. Dezember 2007

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ersten Blrgermeister
Ole von Beust

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Ubersende ich die vom Bundesministerium fur Erndhrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz zu erlassende

Verordnung zur Durchfihrung der EG-Milchquotenregelung
(Milchquotenverordnung — MilchQuotV)

mit Begrindung und Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des
Grundgesetzes herbeizufiihren.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemafd § 6 Abs. 1 NKRG
ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen GriRen

In Vertretung
Dr. Hans Bernhard Beus






Verordnung

Drucksache 936/07

zur Durchfiihrung der EG-Milchquotenregelung

(Milchquotenverordnung — MilchQuotV)

vom ...

Auf Grund des 8 8 Abs. 1 Satz 1 und des § 12 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 sowie
des § 13 Abs. 1 Satz 1 und 2 und des § 15, jeweils in Verbindung mit § 6 Abs. 4 Satz 1, sowie
der 8816 und 31 Abs.2 Satz1 Nr.1 des Gesetzes zur Durchfilhrung der Gemeinsamen
Marktorganisationen und der Direktzahlungen in der Fassung der Bekanntmachung vom
24. Juni 2005 (BGBI. I S. 1847), von denen § 31 Abs. 2 durch Artikel 34 des Gesetzes vom
13. April 2006 (BGBI. I S. 855) geéndert worden ist, in Verbindung mit 8 1 Abs. 2 des Zu-
standigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBI. | S. 3165) und dem Organisati-
onserlass vom 22. November 2005 (BGBI. | S. 3197) verordnet das Bundesministerium flr
Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit den Bundesministe-

rien der Finanzen und fur Wirtschaft und Technologie:
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Einreichung und Bestétigung der Gebote
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Abschnitt 5 Ubergangs- und Schlussvorschriften

Ordnungswidrigkeiten §47
Behandlung laufender Pachtvertrége 848
Ubernahmerecht des Pachters 849
Ubertragung iibernommener Quoten 8§50
Ausnahmen §51
Ubertragungsbescheinigungen bei Beendigung von Pachtvertragen §52
Zuteilung von Quoten in den Zwdlfmonatszeitréumen 2006/07 bis 2008/09 8§53
Neuberechnung auf Grund einer Erhéhung nach § 53 §54
Erhéhung von zeitweilig tGbertragenen Quoten §55
Ubergangsregelungen § 56
Aufhebung von Vorschriften 8§57
Inkrafttreten § 58
Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§1
Anwendungsbereich

Diese Verordnung dient der Durchfiihrung der Rechtsakte des Rates und der Kommission der
Européischen Gemeinschaften tber das Quotensystem fiir Milch und andere Milcherzeugnis-
se (EG-Milchquotenregelung).

§2
Zustandigkeiten

(1) Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, sind fir die Durchfiihrung dieser Ver-
ordnung und der EG-Milchquotenregelung die Bundesfinanzverwaltung und in deren Auftrag
die Kéaufer von Milch, soweit sie im Rahmen der Durchfiihrung dieser Verordnung und der
EG-Milchquotenregelung Aufgaben zu erfillen haben, zustandig.

(2) Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, richtet sich die ortliche Zustandigkeit
der flr Erzeuger im Sinne der EG-Milchquotenregelung (Milcherzeuger) zustandigen Stellen
nach dem Betriebssitz des Milcherzeugers. Ist der Inhaber einer Quote kein Milcherzeuger, ist
der Betriebssitz oder vormalige Betriebssitz, von dem aus die Quote zuletzt genutzt werden
konnte, mal3geblich.
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8§83
Betriebssitz

(1) Als Betriebssitz im Sinne dieser Verordnung gilt furr die in 8 2 Abs. 2 genannten Personen
der Ort, an dem die Milchkiihe gehalten werden und die sachlichen Produktionsmittel vor-
handen sind (Produktionsstétte). Hat ein Milcherzeuger mehr als eine Produktionsstatte, ist
der Betriebssitz der Ort, an dem sich der betriebliche Schwerpunkt der Milcherzeugung be-
findet.

(2) Wird der Betriebssitz in einen anderen Ubertragungsbereich im Sinne des § 15 Abs. 2 ver-
lagert, ist die Verlagerung unter Angabe des neuen Betriebssitzes innerhalb von einem Monat
nach der Verlagerung derjenigen Landesstelle, die in Bezug auf den vormaligen Betriebssitz
fur besondere Ubertragungen (8§ 21 bis 30) zustandig war, anzuzeigen.

§4
Unschadliche Beseitigung

Soweit Milchmengen einen Betrieb zum Zweck der unschédlichen Beseitigung verlassen ha-
ben und die Beseitigung auf Grund gesundheitlicher MalRnahmen, die von der fir derartige
MafRnahmen zustandigen Stelle angeordnet worden sind, vorzunehmen war, hat der Milcher-
zeuger, der diese Milchmengen erzeugt hat, die Beseitigung unter Angabe der beseitigten
Milchmengen dem fiir ihn zustandigen Hauptzollamt unverziglich anzuzeigen. Der Anzeige
sind eine Durchschrift der amtlichen Anordnung und ein Nachweis, dass die Beseitigung vor-
genommen wurde, beizufligen.

8§85
Bundes- und Landesreserven

(1) Die in der EG-Milchquotenregelung vorgesehene nationale Reserve teilt sich in eine Bun-
desreserve flr Anlieferungs- und Direktverkaufsquoten sowie in Landesreserven fur Anliefe-
rungsquoten auf.

(2) Die Bundesreserve wird vom Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Bundesministeri-
um) und die Landesreserven werden von den jeweils zustandigen Stellen der Lander (Landes-
stellen) verwaltet.
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§6
Einziehung und Zuteilung

(1) Ist in der EG-Milchquotenregelung oder in dieser Verordnung die Einziehung einer Quote
vorgesehen, wird die betreffende Quote im Falle einer einzelbetrieblichen Quote fir Liefer-
ungen (Anlieferungsquote) in die jeweilige Landesreserve und im Falle einer einzelbetrieb-
lichen Quote fur Direktverkéufe (Direktverkaufsquote) in die Bundesreserve eingezogen, so-
weit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist.

(2) Soweit Anlieferungsquoten aus einer Landesreserve nicht auf Grund besonderer Zutei-
lungsbestimmungen der EG-Milchquotenregelung oder dieser Verordnung zuzuteilen sind,
stehen sie dem jeweiligen Land fiir eine Zuteilung im Rahmen der EG-Milchquotenregelung
und dieser Verordnung zur Verfligung. Die nach Satz 1 Halbsatz 2 zur Verfugung stehenden
Anlieferungsquoten sind zum linearen Ausgleich von in dem jeweiligen Land nach Anwen-
dung des Kurzungssatzes bestehenden Nachfrageliberhdngen im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1
zu verwenden, soweit das Land keine anderweitige Zuteilung nach Maligabe des Satzes 1
Halbsatz 2 vornimmt.

(3) Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, obliegt die Zuteilung und Ein-
ziehung von Anlieferungsquoten sowie die Einziehung von Direktverkaufsquoten den zustén-
digen Landesstellen und die Zuteilung von Direktverkaufsquoten den Hauptzollamtern. Eine
eingezogene Direktverkaufsquote Uberweist das Land der Bundesreserve.

§7
Uberschussabgabe

Soweit nach der EG-Milchquotenregelung und unter Beriicksichtigung der Vorschriften die-
ser Verordnung eine Uberschussabgabe zu erheben ist, wird die Uberschussabgabe

1. im Falle von Lieferungen im Sinne der EG-Milchquotenregelung (Anlieferungen) von je-
dem Milcherzeuger flr die Milchmengen erhoben, die er an Kaufer geliefert hat und seine
Anlieferungsquote unter Berlicksichtigung des zugehdrigen Referenzfettgehaltes (ber-
schreiten, und

2. im Falle von Direktverkdaufen von jedem Milcherzeuger fir die Milch- und Milcherzeug-
nismengen erhoben, die er direkt verkauft hat und seine Direktverkaufsquote Uberschrei-
ten.
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Abschnitt 2
Ubertragungen

Unterabschnitt 1
Allgemeine Regelungen

8§88
Grundsétze

(1) Quoten kénnen nur im Rahmen und nach MaRgabe der in dieser Verordnung vorgesehe-
nen Maoglichkeiten tbertragen werden. Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt
ist, hat eine Ubertragung flachen- und betriebsungebunden, dauerhaft sowie schriftlich zu er-
folgen.

(2) Ubernehmer einer Quote kann nur ein Milcherzeuger sein. Satz 1 gilt nicht im Falle

=

einer Erbfolge im Sinne des § 21 Abs. 1,
2. einer Ubertragung nach § 21 Abs. 2 zwischen
a) Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartnern oder

b) Verwandten in gerader Linie, wenn der Ehegatte oder eingetragene Lebenspartner des
ubernehmenden Verwandten Milcherzeuger ist,

3. der Beendigung eines vor dem 1. April 2000 abgeschlossenen Pachtvertrages im Sinne
des § 48 Abs. 1 und

4. der Beendigung einer nach dem 31. Marz 2000 vorgenommenen zeitweiligen Ubertra-
gung.

(3) Soweit eine zeitweilige Ubertragung zulassig ist und diese Verordnung nichts anderes be-
stimmt, ist fur die Dauer der zeitweiligen Ubertragung die Ubertragung auf einen Dritten un-
zuléssig.

(4) Wurde in einem Zwoélfmonatszeitraum durch den Ubertragenden bereits Milch vermarktet,
ist fir diesen Zwolfmonatszeitraum die Ubertragung einer Quote nur in dem Umfang zulis-
sig, in dem zum Zeitpunkt der Ubertragung noch keine Vermarktung erfolgt ist. Im Falle der
Rickubertragung einer Quote ist Satz 1 entsprechend anwendbar. Ist vereinbart worden oder
gesetzlich vorgesehen, dass eine Quote entgegen Satz 1 oder 2 bereits in dem Zwdlfmonats-
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zeitraum der Vermarktung Ubertragen wird, gilt die nach Satz 1 oder 2 auf Grund der Ver-
marktung beim Ubertragenden verbleibende Quote ab dem 1. April des auf die Ubertragung
folgenden Zwdlfmonatszeitraums als Gbertragen.

(5) Im Falle einer vereinbarten oder gesetzlich vorgesehenen Rickibertragung einer Quote
kann schriftlich vereinbart werden, dass eine zum Zeitpunkt der Rickubertragung noch nicht
fir die Vermarktung von Milch genutzte Quote ganz oder teilweise bis zum Ende des Zwolf-
monatszeitraums der Rickubertragung beim Ricklbertragenden verbleibt. Liegt weder eine
Vereinbarung nach Satz 1 noch eine Vereinbarung Uber die sofortige Rickubertragung der
noch nicht genutzten Quote vor und fiihrt der Ubertragende die Milcherzeugung fort, ist zum
Zwecke der Zuordnung der in dem Zwdlfmonatszeitraum der Rickibertragung noch nicht
genutzten Quote eine Aufteilung nach Satz 3 zu Grunde zu legen. Die insgesamt riickzutiber-
tragende Quote wird entsprechend den beiden nach Tagen bemessenen Zeitrdumen vom Be-
ginn des Zwolfmonatszeitraums bis zum Zeitpunkt der vereinbarten oder gesetzlich vorgese-
henen Ruckibertragung und von diesem Zeitpunkt bis zum Ende des Zwdélfmonatszeitraums
aufgeteilt und die bereits zur Vermarktung genutzte Quote vorrangig beim Rickibertragen-
den bertcksichtigt.

(6) Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, bedarf jede Ubertragung einer
amtlichen Bescheinigung (Ubertragungsbescheinigung), ohne die der Ubernehmer das Inne-
haben der Quote nicht geltend machen kann.

§9
Pflicht zur Weiterlbertragung

(1) Soweit der Ubernehmer in den in § 8 Abs. 2 Satz 2 genannten Fallen kein Milcherzeuger
ist, hat er die Quote bis zum Ablauf des zweiten Ubertragungsstellentermins im Sinne des
§ 11 Abs. 1 Satz 1, der auf die Bekanntgabe der Ubertragungsbescheinigung folgt, (Uber-
tragungsfrist) auf einen Milcherzeuger nach Maligabe der in dieser Verordnung vorgesehenen
Maglichkeiten zu tibertragen. Ist zum Zeitpunkt der Bekanntgabe der Ubertragungsbeschei-
nigung die Einreichfrist nach § 14 Abs. 1 fir den nachsten Ubertragungsstellentermin bereits
abgelaufen, bleibt dieser Ubertragungsstellentermin bei der Bestimmung der Ubertragungs-
frist unbertcksichtigt.

(2) Die Ubertragung einer Anlieferungsquote im Rahmen des Ubertragungsstellenverfahrens
ist nur zulassig, wenn die Quote zum ersten Ubertragungsstellentermin im Sinne des Absat-
zes 1 angeboten wird.
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(3) Erfolgt keine Ubertragung innerhalb der Ubertragungsfrist, ist die Quote einzuziehen. Im
Falle einer besonderen Harte kann die Ubertragungsfrist von der fiir die Einziehung zustandi-
gen Landesstelle um hochstens zwei Ubertragungsstellentermine verlangert werden.

(4) Wird die Ubernahme der Quote von dem Ubertragenden oder einem Dritten angefochten,
tritt an die Stelle der Bekanntgabe im Sinne des Absatzes 1 der Zeitpunkt der Unanfechtbar-
keit der Ubernahme.

8§10
Umgehungen

(1) Die Bestimmungen der EG-Milchquotenregelung, nach denen ein im Rahmen der EG-
Milchguotenregelung normierter Vorteil zu versagen ist, falls die Bedingungen flr den Erhalt
eines solchen Vorteils kiinstlich geschaffen worden sind, gelten insbesondere auch fir die
Ubertragung von Quoten.

(2) Scheingeschafte und Scheinhandlungen sind fiir die Ubertragung von Quoten unerheblich.
Wird durch ein Scheingeschaft oder eine Scheinhandlung ein anderer Sachverhalt verdeckt, so
ist der verdeckte Sachverhalt fir die Ubertragung der jeweiligen Quoten maRgebend.

(3) Durch Missbrauch rechtlicher Gestaltungsmoglichkeiten kénnen die in dieser Verordnung
vorgesehenen Ubertragungsmadglichkeiten nicht umgangen werden. Ein Missbrauch liegt ins-
besondere vor, wenn jemand eine den gegebenen Tatsachen und Verhaltnissen unangemesse-
ne Gestaltungsmoglichkeit benutzt, um die Voraussetzungen fiir die Ubertragung von Quoten
zu schaffen.

Unterabschnitt 2
Ubertragungsstellenverfahren fiir Anlieferungsquoten

8§11
Grundsétze

(1) Von Ubertragungsstellen wird zum 1. April, 1. Juli und 2. November jedes Kalenderjahres
(Ubertragungsstellentermin) ein amtliches Ubertragungsverfahren (Ubertragungsstellenver-
fahren) durchgefiihrt, mittels dessen Anbieter Anlieferungsquoten tbertragen und Nachfrager
Anlieferungsquoten tibernehmen. Die Summe der ibertragenen und die Summe der Gibernom-
menen Anlieferungsquoten miissen sich zu jedem Ubertragungsstellentermin ausgleichen.
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(2) Die Ubertragung und die Ubernahme der Quoten erfolgen gegen ein einheitliches Entgelt
je Kilogramm Quote. Das Entgelt wird in Form eines Gleichgewichtspreises ermittelt. Grund-
lage des Gleichgewichtspreises bilden samtliche zuldassigen Angebote und Nachfragegebote
(Gebote), die fir den jeweiligen Ubertragungsstellentermin bei den zustandigen Ubertra-
gungsstellen des jeweiligen Ubertragungsbereichs eingegangen sind.

(3) Die von der jeweiligen Ubertragungsstelle an Anbieter ausgegebenen und von Nachfra-
gern eingenommenen Entgelte missen sich fir jeden Ubertragungsstellentermin ausgleichen.
Soweit fiir die Durchfiihrung des Ubertragungsstellenverfahrens Gebiihren erhoben werden,

bilden diese keinen Bestandteil des jeweiligen Entgelts.

(4) Jeder Anbieter und Nachfrager (Bieter) darf pro Ubertragungsstellentermin nur ein Gebot
abgeben, an das er ab dem Eingang bei der Ubertragungsstelle gebunden ist.

(5) Ubertragen und tibernommen werden Quoten zu einem Standardfettgehalt von 4 vom
Hundert (Standardfettgehalt). Angebotene Quoten werden auf den Standardfettgehalt umge-

rechnet.

8§12
Angebote

(1) Angebote mussen folgende Angaben enthalten:
1. Hohe und Referenzfettgehalt der angebotenen Quote,

2. das auf den Standardfettgehalt bezogene Entgelt je Kilogramm Quote, das der Anbieter
mindestens erzielen will, und

3. die dem Anbieter zugewiesene Betriebsnummer im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 1 der InVe-
KoS-Verordnung (Betriebsnummer) sowie seine Bankverbindung.

(2) Dem Angebot sind zur Kontrolle, dass die Quote Ubertragbar ist, beizufligen:

1. ein Nachweis, in welcher Hohe der Anbieter tber eine noch nicht belieferte Quote verfligt,
wobei

a) fir die Nichtbelieferung das Ende des Monats, der dem Zeitpunkt der Ausstellung des
Nachweises vorangeht, maRgeblich ist und
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b) eine bis zum Zeitpunkt der Ausstellung des Nachweises nach § 32 Abs. 1 erfolgte Mel-
dung zur Einziehung anzugeben ist;

2. ein Nachweis

a) Uber den Betriebssitz des Anbieters einschliellich der Angabe, ob der Betriebssitz in-
nerhalb des laufenden und der beiden vorangegangenen Zwdélfmonatszeitraume im
Sinne des 8 16 Abs. 5 Satz 2 verlagert worden ist,

b) Uber den Referenzfettgehalt der dem Anbieter dauerhaft zur Verfligung stehenden
Quote und

c) dartber, dass die angebotene Quote keiner von einer Landesstelle vorzunehmenden
Einziehung unterliegt und von keinem Ubertragungsverbot betroffen ist, wobei insbe-
sondere der Anspruch eines Dritten auf Riickgewahr oder Ubernahme der Quote und
die Voraussetzung des Absatzes 6 zu prifen sind.

(3) Der Nachweis nach Absatz 2 Nr. 1 ist frihestens zwei Monate vor dem Ende der Ange-
botsfrist auf Antrag des Anbieters von dem fir ihn zustandigen Kéufer auszustellen. Fir den
Ubertragungsstellentermin 1. April ist in dem Nachweis keine Angabe zur Héhe der noch
nicht erfolgten Belieferung erforderlich. Anlieferungen des Anbieters, die ab der Ausstellung
des Nachweises bis zum auf die Ausstellung folgenden Ubertragungsstellentermin vorge-
nommen werden, sind auf die von dem Nachweis erfasste Quote nur anrechenbar, soweit die
Quote nicht Gbertragen wird.

(4) Der Nachweis nach Absatz 2 Nr. 2 ist frihestens zwei Monate vor dem Ende der Ange-
botsfrist auf Antrag des Anbieters von der fiir ihn beziiglich besonderer Ubertragungen zu-
stdndigen Landesstelle auszustellen.

(5) Soweit fur den Anbieter kein Ké&ufer zustandig ist, tritt an die Stelle des in Absatz 3 ge-
nannten Kdaufers derjenige Kéufer, bei dem die Quote zuletzt beliefert worden ist. Dieser Kau-
fer hat in dem Nachweis nach Absatz 2 Nr. 1 zu bestatigen, dass ein Ubergang der Quote auf
den Anbieter bei dem vorherigen Inhaber der Quote im Wege einer Neuberechnung nach § 35
beriicksichtigt worden ist.

(6) Anbieter kann abgesehen von Fallen besonderer Héarte nicht sein, wer im laufenden oder
im vorangegangenen Kalenderjahr Quoten im Rahmen eines Ubertragungsstellenverfahrens
erworben hat. Die Anerkennung als Hértefall ist im Rahmen des Absatzes 4 unter Beifligung
entsprechender Nachweise zu beantragen.
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8§13
Nachfragegebote

(1) Nachfragegebote miissen folgende Angaben enthalten:

1. Hohe der nachgefragten Quote und das auf den Standardfettgehalt bezogene Entgelt je Ki-
logramm, das der Nachfrager héchstens leisten will,

2. Name und Anschrift des K&ufers, an den der Nachfrager liefert,
3. die Betriebsnummer des Nachfragers und
4. die fir besondere Ubertragungen des Nachfragers zustandige Landesstelle.

(2) Erzeugt und liefert der Nachfrager keine Milch, hat er dem Nachfragegebot einen Nach-
weis der fur ihn fir besondere Ubertragungen zustiandigen Landesstelle beizufiigen, dass er
Vorbereitungen getroffen hat, in nachster Zukunft Milch zu erzeugen und zu liefern. Im Falle
des Satzes 1 sind anstelle der Angaben des Absatzes 1 Nr. 2 Name und Anschrift des Kaufers,
an den er liefern wird, anzugeben.

(3) Das Nachfragegebot ist nur zu bericksichtigen, wenn eine selbstschuldnerische und unbe-
dingte Burgschaft eines Kreditinstituts oder eine vergleichbare Sicherheit in Hohe des sich
aus Absatz 1 Nr. 1 ergebenden Gesamtentgelts beigefugt ist. Scheidet der Nachfrager aus dem
Ubertragungsstellenverfahren aus oder ist nach § 19 Abs. 5 Satz 2 sein Entgelt bei der Uber-
tragungsstelle eingegangen, wird die Sicherheit freigegeben. Zahlt der Nachfrager nicht in-
nerhalb der Zahlungsfrist, tritt die Sicherheit in H6he des Entgelts an die Stelle des Entgelts
und wird im Ubrigen freigegeben.

8§14
Einreichung und Bestatigung der Gebote

(1) Die Gebote sind fiir den Ubertragungsstellentermin
1. 1. April bis zum vorhergehenden 1. Mérz,
2. 1. Juli bis zum vorhergehenden 1. Juni und

3. 2. November bis zum vorhergehenden 1. Oktober
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bei der zustandigen Ubertragungsstelle schriftlich einzureichen. Die erforderlichen Nachweise
und Sicherheiten sind beizuftigen. Fallt der in Satz 1 genannte Einreichtermin auf einen Sams-
tag, Sonntag oder Feiertag, ist der nachfolgende Werktag maRgeblich.

(2) Das Bundesministerium kann im Bundesanzeiger oder elektronischen Bundesanzeiger
Formulare bekannt geben, die flr die Gebote und die zu erbringenden Nachweise zu verwen-
den sind.

(3) Die Ubertragungsstelle bestatigt vor dem Ubertragungsstellentermin den Bietern, die ein
zuléssiges Gebot abgegeben haben, den Eingang des Gebotes und den Anbietern zudem die
Hohe der auf den Standardfettgehalt umgerechneten Quote. Unzulédssige Gebote werden vor
dem Ubertragungsstellentermin durch Bescheid zuriickgewiesen.

8§15
Ubertragungsbereiche

(1) Das Ubertragungsstellenverfahren wird fiir jeden der in Absatz 2 genannten Ubertragungs-
bereiche getrennt durchgefiihrt.

(2) Die Lénder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt
und Thiringen bilden den Ubertragungsbereich Ost; die tbrigen Lander bilden den Ubertra-
gungsbereich West.

8§16
Ubertragungsstellen

(1) Die Durchfiihrung des Ubertragungsstellenverfahrens im Ubertragungsbereich Ost erfolgt
durch die Ubertragungsstelle Ost als zentrale Ubertragungsstelle der Lander des Ubertra-
gungsbereichs Ost.

(2) Die Errichtung und die Anschrift der Ubertragungsstelle Ost sind im Bundesanzeiger oder
elektronischen Bundesanzeiger bekannt zu geben. Soweit Gebote im Ubertragungsbereich Ost
an weiteren Stellen fristwahrend eingereicht werden kdnnen, sind die Errichtung und die An-
schrift dieser Stellen ebenfalls im Bundesanzeiger oder elektronischen Bundesanzeiger be-
kannt zu geben.

(3) Die Durchfithrung des Ubertragungsstellenverfahrens im Ubertragungsbereich West er-
folgt durch Ubertragungsstellen der Lander des Ubertragungsbereichs West, wobei die fiir die
Vornahme der Ubertragungen erforderlichen einheitlichen Daten und der nach § 11 Abs. 3
Satz 1 erforderliche Entgeltausgleich zwischen Ubertragungsstellen mit Einnahmetiberschiis-
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sen und Einnahmefehlbetrdgen von der Berechnungsstelle West berechnet werden. Die ein-
heitlichen Daten im Sinne des Satzes 1 sind der Gleichgewichtspreis, der Zwischenpreis und
der Kiurzungssatz.

(4) Zur Durchflihrung der Berechnung nach Absatz 3 stellen die Ubertragungsstellen der Lén-
der des Ubertragungsbereichs West der Berechnungsstelle West die in § 12 Abs. 1 Nr. 1 und 2
sowie 8 13 Abs. 1 Nr. 1 genannten Angaben der zuldssigen Gebote in anonymisierter Form
spatestens bis zum Ablauf des vierten Werktages vor dem jeweiligen Ubertragungsstellenter-
min zur Verfugung. Die Berechnungsstelle West berechnet die einheitlichen Daten sowie den
Entgeltausgleich und Gbermittelt die einheitlichen Daten, den Entgeltausgleich sowie die
zugrunde liegenden Berechnungen bis zum Ablauf des Ubertragungsstellentermins gleichzei-
tig den Ubertragungsstellen der Lander des Ubertragungsbereichs West. § 14 Abs. 1 Satz 3
findet auf Satz 2 entsprechende Anwendung, wobei der Ort der Berechnungsstelle West mal3-
geblich ist.

(5) Jeder Bieter hat sein Gebot bei derjenigen Ubertragungsstelle einzureichen, in deren Zu-
stdndigkeitsbereich er seinen Betriebssitz hat. Hat ein Anbieter seinen Betriebssitz in einen
anderen Ubertragungsbereich im Sinne des § 15 Abs. 2 verlagert, ist im Zwélfmonatszeitraum
der Verlagerung und den beiden folgenden Zwdlfmonatszeitrdumen der Betriebssitz im vor-
herigen Ubertragungsbereich mafRgeblich.

§17
Gleichgewichtspreis

(1) Der Gleichgewichtspreis wird ermittelt, indem
1. nach Absatz 2 ein Zwischenpreis festgestellt wird,

2. nach Absatz 3 die in Bezug auf den festgestellten Zwischenpreis auszuscheidenden Gebo-
te ermittelt werden und

3. nach Absatz 4 mit den verbleibenden Geboten eine Endberechnung vorgenommen wird.

(2) Der Zwischenpreis wird festgestellt, indem auf einer Preisskala die angebotenen und nach-
gefragten Quoten den von den Bietern abgegebenen Angeboten und Nachfragegeboten zuge-
ordnet werden. Die Preisskala ist in Eurocent-Stufen (Preisstufen) eingeteilt. Sie beginnt bei
einem Eurocent und endet mit demjenigen Preis, der im Rahmen der Angebote und Nachfra-
gegebote den hdchsten Preis bildet. AnschlieBend werden fiir jede Preisstufe die angebotenen
Quoten von dem geringsten Angebotspreis ausgehend und die nachgefragten Quoten von dem
hdchsten Nachfragepreis ausgehend summiert und diese Summen der jeweiligen Preisstufe
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zugeordnet. Als Zwischenpreis wird diejenige Preisstufe festgelegt, bei der die nach Satz 4
gebildeten Summen von angebotenen und nachgefragten Quoten deckungsgleich sind oder
sich im Falle fehlender Deckungsgleichheit zwischen ihnen die geringste Differenz ergibt.
Soweit sich die geringste Differenz mehr als einmal ergibt, wird von den zugehérigen Preis-
stufen die niedrigste Preisstufe als Zwischenpreis festgelegt.

(3) Alle Gebote, die den Zwischenpreis um mindestens 40 vom Hundert Gberschreiten, schei-
den aus dem Ubertragungsstellenverfahren aus und sind bei der nach Absatz 4 vorzunehmen-
den Endberechnung nicht zu bertcksichtigen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Zwischenpreis
30 Eurocent unterschreitet.

(4) Mit den verbleibenden Geboten wird mittels einer Endberechnung, die unter entsprechen-
der Anwendung des Verfahrens nach Absatz 2 vorzunehmen ist, der Gleichgewichtspreis er-
mittelt. Soweit die in Absatz 2 Satz 5 in Bezug genommene Summe von angebotenen Quoten
die in Absatz 2 Satz 5 in Bezug genommene Summe von nachgefragten Quoten (bersteigt,
gilt die néchstniedrigere Preisstufe als Gleichgewichtspreis. Im Falle des Satzes 2 gilt Ab-
satz 2 Satz 6 entsprechend, soweit sich auf den nachstniedrigeren Preisstufen die gleiche Dif-
ferenz ergibt. Satz 2 findet keine Anwendung, wenn zu dem nach Satz 2 ermittelten Gleich-
gewichtspreis kein Angebot vorhanden ist.

(5) Der Gleichgewichtspreis wird von den Ubertragungsstellen spatestens bis zum Ablauf des
Tages, der auf den nach 8 16 Abs. 4 Satz 2 und 3 mal3geblichen Tag folgt, 6ffentlich bekannt
gegeben. § 14 Abs. 1 Satz 3 findet entsprechende Anwendung. VVor der Bekanntgabe ist Still-
schweigen Uber den Gleichgewichtspreis und alle sonstigen mit dem Ubertragungsstellenver-
fahren verbundenen Daten zu wahren.

§18
Festlegung der Ubertragungen

(1) Quoten von Anbietern, deren geforderter Angebotspreis niedriger oder gleich dem Gleich-
gewichtspreis ist, sind zum Gleichgewichtspreis an Nachfrager, deren gebotener Nachfrage-
preis hoher oder gleich dem Gleichgewichtspreis ist, zu bertragen. Die nicht nach Satz 1 zu
berticksichtigenden Gebote scheiden aus dem Ubertragungsstellenverfahren aus.

(2) Ubersteigen die zum Gleichgewichtspreis nachgefragten Mengen die angebotenen Men-
gen (Nachfragelberhang), wird der Nachfragelberhang durch eine gleichméafRige Kiirzung al-
ler nachgefragten Mengen ausgeglichen. Der Kiirzungssatz wird berechnet, indem die Diffe-
renz zwischen den zum Gleichgewichtspreis angebotenen und nachgefragten Mengen in das
Verhéltnis zu der zum Gleichgewichtspreis nachgefragten Menge gesetzt wird. Der Kir-
zungssatz wird auf drei Nachkommastellen berechnet.
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(3) Im Falle des 8 17 Abs. 4 Satz 4 werden die nach Absatz 1 Satz 1 zu Ubertragenden Men-
gen gleichméRig gekirzt. Der Kurzungssatz wird berechnet, indem die Differenz zwischen
den zum Gleichgewichtspreis angebotenen und nachgefragten Mengen in das Verhéltnis zu
der zum Gleichgewichtspreis angebotenen Menge gesetzt wird. Der Kirzungssatz wird auf
drei Nachkommastellen berechnet.

8§19
Durchfiihrung der Ubertragungen

(1) Die nach § 18 Abs. 1 Satz 1 zu bertragenden Quoten werden nach den Absatzen 3 bis 6
ubertragen. Die nach den 8§ 17 und 18 nicht zu Ubertragenden Quoten verbleiben bei den je-
weiligen Anbietern.

(2) Die nach den 88 17 und 18 ausgeschiedenen Bieter sind von der Ubertragungsstelle ent-
sprechend zu bescheiden.

(3) Nachdem der Gleichgewichtspreis bekannt gegeben ist, teilt die Ubertragungsstelle unver-
zlglich jedem zum Zuge gekommenen Anbieter sowie dem Kaufer und der Landesstelle, die
nach § 12 Abs. 3 bis 5 fiir den jeweiligen Anbieter zustandig sind, den Gleichgewichtspreis
sowie die Hohe der tbertragenen und der nicht Gbertragenen Quote, jeweils bezogen auf den
Standardfettgehalt und den Referenzfettgehalt des Anbieters, in Form einer Ubertragungsbe-
scheinigung mit.

(4) Auf der Grundlage der Ubertragungsbescheinigung nach Absatz 3 nimmt der Kaufer in-
nerhalb von 21 Tagen nach Erhalt der Bescheinigung eine Neuberechnung nach § 35 vor und
teilt diese unverziglich dem Anbieter, der Ubertragungsstelle, der in Absatz 3 genannten
Landesstelle und dem flr den K&ufer zustandigen Hauptzollamt mit.

(5) Nachdem der Gleichgewichtspreis bekannt gegeben ist, teilt die Ubertragungsstelle unver-
zuglich jedem zum Zuge gekommenen Nachfrager den Gleichgewichtspreis, die Hohe der auf
ihn zu Ubertragenden Quote, bezogen auf den Standardfettgehalt, und das zu zahlende Entgelt
mit. Der Nachfrager hat das Entgelt innerhalb von 14 Tagen nach Eingang der Mitteilung an
die Ubertragungsstelle zu zahlen.

(6) Sobald samtliche Neuberechnungen nach Absatz 4 und die Entgelte samtlicher Nachfrager
nach Absatz 5 eingegangen sind, teilt die Ubertragungsstelle dem jeweiligen Nachfrager so-
wie dem Kdufer und der Landesstelle, die jeweils nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 und 4 fur den Nach-
frager zustindig sind, in Form einer Ubertragungsbescheinigung mit, in welcher Hohe Quoten
auf den Nachfrager Ubertragen werden. Auf der Grundlage der Ubertragungsbescheinigung
erfolgt eine Neuberechnung nach § 35. Die Ubertragungsstelle zahlt innerhalb von 14 Tagen
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nach Eingang samtlicher Entgelte aller Nachfrager das Entgelt fir die jeweils Ubertragene
Quote an die Anbieter.

8§20
Aufzeichnungen

(1) Die Ubertragungsstellen fiihren unverziiglich fiir jeden Ubertragungsstellentermin Auf-
zeichnungen, mit denen sich die Durchfiihrung des jeweiligen Ubertragungsstellenverfahrens
im Einzelnen nachvollziehen lasst. Die Aufzeichnungen und die zugehérigen Unterlagen sind
bis zum Ende des sechsten auf ihre Entstehung folgenden Kalenderjahres aufzubewahren.

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Aufzeichnungen umfassen insbesondere

1. den Inhalt samtlicher Angebote und Nachfragegebote,

2. die zugelassenen und nicht zugelassenen Bieter,

3. die Gleichgewichtspreisermittlung einschlie3lich der Zwischenpreisermittlung,
4. die Ermittlung von Kiirzungssatzen,

5. die Ubertragenen und nicht bertragenen Quoten, jeweils bezogen auf den einzelnen zuge-
lassenen Bieter und als Summen,

6. die eingenommenen und ausgegebenen Entgelte, jeweils bezogen auf den einzelnen zuge-
lassenen Bieter und als Summen, sowie

7. die Hohe der eingegangenen, einbehaltenen und freigegebenen Sicherheiten, jeweils bezo-
gen auf den einzelnen Bieter und als Summen.

(3) Soweit die Berechnungsstelle West nach 8 16 Abs. 3 und 4 tétig wird, fihrt sie im Hin-
blick auf die in Absatz 2 Nr. 3 und 4 genannten Angaben die Aufzeichnungen anstelle der
Ubertragungsstellen des Ubertragungsbereichs West.

(4) Nachrichtlich erhalten die Oberfinanzdirektion, in deren Zustédndigkeitsbereich die jewei-
lige Ubertragungsstelle liegt, die in Absatz 2 Nr. 5 genannten Aufzeichnungen und das Bun-
desministerium die in Absatz 2 Nr. 3 bis 5 genannten Aufzeichnungen. Die Aufzeichnungen
der Ubertragungsstelle Ost werden nachrichtlich den Landern des Ubertragungsbereichs Ost
ubermittelt.
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Unterabschnitt 3
Besondere Ubertragungen

8§21
Erbfolge, Verwandte und Ehegatten

(1) Quoten konnen im Wege gesetzlicher oder gewillkirter Erbfolge oder bei der Ubergabe
eines Betriebes im Wege der vorweggenommenen Erbfolge tbertragen werden. Im Falle einer
gesetzlichen oder gewillkiirten Erbfolge findet 8 8 Abs. 3 keine Anwendung. Im Falle einer
vorweggenommenen Erbfolge hindern rechtlich zul&ssige Vorbehalte die Dauerhaftigkeit der
Ubertragung nicht.

(2) Eine Quote kann zwischen Verwandten in gerader Linie, Ehegatten oder eingetragenen
Lebenspartnern tbertragen werden.

§22
Betriebstbertragung

(1) Wird ein Betrieb, der als selbstandige Produktionseinheit zur Milcherzeugung in Hohe
von mindestens 70 vom Hundert seiner Quote bewirtschaftet wird, auf eine nattrliche oder ju-
ristische Person dauerhaft ibertragen oder einer solchen Person durch Verpachtung oder in
anderer Weise zeitweilig Uberlassen, kann eine Quote, die dem Betriebsinhaber zur Verfi-
gung steht, ganz oder teilweise mit tibertragen werden. Die Ubertragung der Quote muss als
Bestandteil einer schriftlichen Betriebslbertragung oder -Uberlassung vereinbart werden. Fallt
eine vor der Betriebslibertragung oder -tberlassung zeitweilig Ubertragene Quote nach der Be-
triebstibertragung oder -tiberlassung auf den Ubertragenden zuriick, kann die Ubertragung
dieser Quote auf die in Satz 1 genannte Person im Rahmen der in Satz 2 genannten Vereinba-
rung mit Wirkung ab dem Zeitpunkt des Riickfalls mit vereinbart werden.

(2) Wird der Betrieb zeitweilig Uberlassen, ist abweichend von § 8 Abs. 1 Satz 2 die Quote
nur fur den Zeitraum der Uberlassung tibertragbar. Nach Beendigung der Betriebsiiberlassung
fallt die Quote auf den Ubertragenden zuriick. Erfolgt die Riickiibertragung nach dem Ablauf
des in Absatz 3 Satz 1 genannten Zeitraums, kann schriftlich vereinbart werden, dass zugleich
mit der riickzutibertragenden Quote eine zusatzliche Quote Ubertragen wird. Ubertragt der
Ubertragende wahrend des in Satz 1 genannten Uberlassungszeitraums den Betrieb auf einen
Dritten, tritt hinsichtlich der Quote der Dritte in die Rechtsposition des Ubertragenden ein. Im
Falle des Satzes 4 gelten die Absatze 3 bis 6 in Bezug auf den Dritten ab dem Zeitpunkt der
Beendigung der Betriebsiiberlassung entsprechend.
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(3) Im Falle einer dauerhaften Ubertragung darf der Ubernehmer bis zum Ende des zweiten
auf die Ubertragung folgenden Zwolfmonatszeitraums keine Quote auf einen Dritten Gbertra-
gen. Stellt der Ubernehmer einen Antrag auf Ausstellung eines Nachweises nach § 12 Abs. 2
Nr. 2 oder § 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, um entgegen dem Ubertragungsverbot eine Bescheini-
gung uber die Ubertragung einer ihm zur Verfilgung stehenden Quote auf einen Dritten zu
ermdglichen, wird die von dem Antrag umfasste Quote eingezogen. Im Falle des § 27 Abs. 4
Satz 2 tritt an die Stelle des in Satz 2 genannten Antrages der Antrag des Dritten nach § 27
Abs. 1. Die Summe der nach Satz 2 vorzunehmenden Einziehungen ist auf die Hohe der dau-
erhaft ibernommenen Quote begrenzt. Ist eine Einziehung in der in Satz 4 genannten Héhe
erfolgt, findet Satz 1 keine Anwendung mehr. Die Sétze 1 bis 5 sind nicht anwendbar, wenn
es sich bei der Ubertragung auf den Dritten um die Rickiibertragung der Quote des Dritten
oder eine Ubertragung nach § 21 oder § 30 handelt.

(4) Wird der zusammen mit der Quote Ubertragene Betrieb vor dem Ablauf des in Absatz 3
Satz 1 genannten Zeitraums von dem Ubernehmer in Hohe der in Absatz 1 Satz 1 genannten
Mindestproduktionsmenge auf den zum Zeitpunkt der Ubertragung bestehenden Produktions-
statten des Betriebes ganz oder teilweise nicht mehr weiter bewirtschaftet, erfolgt eine Einzie-
hung der Gbertragenen Quote. Die Hohe der Einziehung richtet sich nach dem Verhaltnis zwi-
schen der Mindestproduktionsmenge und der vermarkteten Menge. Die Einziehung und ihre
Berechnung sind fur jeden Zwdlfmonatszeitraum, der in den in Satz 1 genannten Zeitraum
fallt, gesondert vorzunehmen. Ist zwischen dem Zeitpunkt der Ubertragung und der Ausstel-
lung der zugehorigen Ubertragungsbescheinigung eine Weiterbewirtschaftung im Sinne des
Satzes 1 ausgeblieben, beginnt der in Satz 1 genannte Zeitraum mit der Ausstellung der Uber-
tragungsbescheinigung. Satz 1 gilt nicht im Falle der Riicklbertragung nach Absatz 2 Satz 2
und 3.

(5) Ist nach einer zeitweiligen Ubertragung der in Absatz 3 Satz 1 genannte Zeitraum abgelau-
fen und hat bis dahin noch keine Rickibertragung im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 stattgefun-
den, kann abweichend von Absatz 2 Satz 2 schriftlich vereinbart werden, dass mit Beendi-
gung der Betriebstiberlassung die zeitweilig Ubertragene Quote ganz oder teilweise auf den
zeitweiligen Ubernehmer dauerhaft tibertragen wird. Hinsichtlich einer nach Satz 1 iibertrage-
nen Quote gilt Absatz 3 entsprechend.

(6) Die zustandige Landesstelle kann in Fallen besonderer Harte von der Einziehung nach
Absatz 3 oder 4 absehen.
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8§23
Gesellschafterstellung

(1) Handelt es sich im Falle einer Ubertragung nach § 22 Abs. 1 Satz 1 bei dem Ubernehmer
der Quote um eine Gesellschaft und ist oder wird der Ubertragende zugleich Gesellschafter
dieser Gesellschaft, tritt an die Stelle der Weiterbewirtschaftungspflicht nach § 22 Abs. 4
Satz 1 Halbsatz 1 fiir den in § 22 Abs. 4 Satz 1 und 4 genannten Zeitraum die in Absatz 2 oder
3 enthaltene Pflicht.

(2) Ist im Falle des Absatzes 1 der Ubertragende eine natiirliche Person, ist diese Person ver-
pflichtet, nachhaltig durch personliche Arbeitsleistung zur Erfillung des Gesellschaftszwecks
beizutragen.

(3) Ist im Falle des Absatzes 1 der Ubertragende eine Gesellschaft, ist diese Gesellschaft oder
sind sdmtliche ihrer Gesellschafter verpflichtet, Gesellschafter der tbernehmenden Gesell-
schaft zu bleiben. Der nach Satz 1 erforderliche Gesellschaftsanteil hat mindestens dem Wert
des Ubertragenen Betriebes einschlieBlich der Quote zu entsprechen.

(4) Die Hohe der Einziehung nach 8 22 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 richtet sich abweichend von
8 22 Abs. 4 Satz 2 und 3 nach dem Verhaltnis zwischen dem Zeitraum der Pflichtverletzung
und dem in Absatz 1 genannten Zeitraum, wobei mit dem Beginn der Pflichtverletzung von
einer entsprechenden Verletzung im verbleibenden Zeitraum auszugehen ist.

(5) Soweit es zur Uberwachung der Einhaltung der Absatze 1 bis 4 erforderlich ist, haben Ge-
sellschaften, die Uber eine Quote verfuigen, auf Verlangen der zustandigen Landesstelle oder
zustandigen Stelle der Bundesfinanzverwaltung die Aufteilung und Inhaberschaft der Gesell-
schaftsanteile mitzuteilen und nachzuweisen.

8§24
Beschrankungen zur Abgrenzung der Ubertragungsbereiche

(1) Ist der Sitz eines Betriebes, der als selbstandige Produktionseinheit zur Milcherzeugung
bewirtschaft wird, in einen anderen Ubertragungsbereich im Sinne des § 15 Abs. 2 verlagert
worden, kann der Betriebsinhaber die Ubertragung einer Quote nach § 22 Abs. 1 Satz 1 erst
nach dem Ablauf des zweiten Zwdlfmonatszeitraums, der auf den Zwolfmonatszeitraum der
Verlagerung folgt, vornehmen.

(2) Liegt im Falle des § 23 Abs. 1 Halbsatz 1 der Betriebssitz der Gesellschaft vor der Uber-
tragung in einem anderen Ubertragungsbereich als der Betriebssitz des nach § 22 Abs. 1
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Satz 1 Ubertragenen Betriebes, bleibt es abweichend von § 23 Abs. 1 Halbsatz 2 bei der Wei-
terbewirtschaftungspflicht nach § 22 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1. Verfugt die Gesellschaft vor
der Ubertragung tiber keinen Betriebssitz oder liegt ihr Betriebssitz zum Zeitpunkt der Uber-
tragung in demselben Ubertragungsbereich wie der Betriebssitz des nach § 22 Abs. 1 Satz 1
Ubertragenen Betriebes, ist Satz 1 im Falle der Verlagerung des Betriebssitzes der Gesell-
schaft in einen anderen Ubertragungsbereich ab dem Zeitpunkt der Verlagerung entsprechend
anwendbar.

(3) Wird ein Gesellschaftsanteil einer Gesellschaft, die lber eine Quote verfugt, tbertragen
und bis zum Ende des zweiten auf die Ubertragung folgenden Zwélfmonatszeitraums der Be-
triebssitz der Gesellschaft in einen anderen Ubertragungsbereich im Sinne des § 15 Abs. 2
verlagert, darf die Quote der Gesellschaft bis zum Ende des in Halbsatz 1 genannten Zeit-
raums nur auf Produktionsstatten der Gesellschaft, die in dem Ubertragungsbereich des vor-
maligen Betriebssitzes belegen sind, genutzt werden. Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Be-
triebssitz im Sinne des Satzes 1 verlagert und bis zum Ende des zweiten auf die Verlagerung
folgenden Zwolfmonatszeitraums ein Gesellschaftsanteil tibertragen wird. Auf die Ubertra-
gung eines Gesellschaftsanteils entsprechend § 21 oder eine Rickverlagerung des Betriebssit-
zes in den vormaligen Ubertragungsbereich finden die Satze 1 und 2 keine Anwendung. In
Fallen besonderer Harte kann von der Nutzungsbeschrankung ganz oder teilweise abgesehen
werden.

(4) Gesellschaften haben die nach Absatz 3 maligeblichen Umstande der fir sie in dem neuen
Ubertragungsbereich in Bezug auf besondere Ubertragungen zustindigen Landesstelle anzu-
zeigen. Die Landesstelle unterrichtet das fur die jeweilige Gesellschaft zustdndige Hauptzoll-
amt.

(5) § 23 Abs. 5 findet auf die Uberwachung der Einhaltung der Abséatze 2 bis 4 entsprechende
Anwendung.

8§25
Ausscheiden eines Gesellschafters;
Auflésung einer Gesellschaft

(1) Scheidet ein Gesellschafter aus einer Gesellschaft, die Inhaber einer Quote ist, aus, kann
im Wege eines schriftlichen Beschlusses der Gesellschaft eine Quote auf ihn lbertragen wer-
den. Der Beschluss kann in einem schriftlichen Gesellschaftsvertrag enthalten sein. § 8 Abs. 3
bleibt unberlhrt. Hat ein Gesellschafter keine Quote auf die Gesellschaft ibertragen, ist eine
Ubertragung nach Satz 1 nur mdglich, wenn er seit vier Jahren Gesellschafter ist oder einen
Gesellschaftsanteil entsprechend 8§ 21 (ibernommen hat.



21 Drucksache 936/07

(2) Wird eine Gesellschaft, die Inhaber einer Quote ist, aufgeldst, kénnen neben den in dieser
Verordnung vorgesehenen Ubertragungsmaéglichkeiten Quoten im Rahmen der Auflésung auf
Gesellschafter im Wege eines schriftlichen Beschlusses der Gesellschaft tibertragen werden.
Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. Mit der Ubertragung enden nach § 23 Abs. 2 und 3
bestehende Pflichten.

(3) Eine Quote, bei der seit ihrer Ubertragung auf die Gesellschaft noch nicht der zweite auf
die Ubertragung folgende Zwolfmonatszeitraum abgelaufen ist, kann nur auf denjenigen Ge-
sellschafter riickiibertragen werden, der die jeweilige Quote auf die Gesellschaft Ubertragen
hat.

8§26
Insolvenz

Im Rahmen eines Insolvenzverfahrens tber das Vermdgen des Inhabers einer Quote kann eine
Quote durch den Insolvenzverwalter oder das fiir das Insolvenzverfahren zustdndige Gericht
nach MaRgabe der in dieser Verordnung vorgesehenen Mdglichkeiten bertragen werden,
soweit der Inhaber der Quote entweder ber keinen Milcherzeugungsbetrieb verfuigt oder sein
Milcherzeugungsbetrieb im Rahmen des Insolvenzverfahrens aufgeldst oder zusammen mit
der Quote nach § 22 Abs. 1 Satz 1 (ibertragen wird.

8§27
Verfahren der Ubertragungsbescheinigung

(1) Im Falle einer Ubertragung nach den 8§ 21 bis 26 ist von dem Ubernehmer der Quote bei
der fir ihn zustandigen Landesstelle eine Ubertragungsbescheinigung unter Angabe seiner
Betriebsnummer zu beantragen.

(2) Dem Antrag nach Absatz 1 sind neben den fiir die Nachpriifung der Ubertragung erforder-
lichen Unterlagen zur Kontrolle, dass die Quote (bertragbar ist, folgende Nachweise, die sich
je nach Ubertragener Quote auf Anlieferungs- oder Direktverkaufsquoten zu beziehen haben,
beizuflgen:

1. ein Nachweis, in welcher Hohe der Ubertragende iber eine noch nicht genutzte Quote ver-
fligt, wobei
a) fir die Nichtnutzung der Zeitpunkt der Ubertragung maBgeblich ist und

b) eine bis zum Zeitpunkt der Ausstellung des Nachweises erfolgte Meldung zur Einzie-
hung nach 8 32 Abs. 1 anzugeben ist;
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2. ein Nachweis

a) Uber den Referenzfettgehalt der Quote, wenn es sich um eine Anlieferungsquote han-
delt, und

b) darlber, dass die Quote keiner von einer Landesstelle vorzunehmenden Einziehung
unterliegt und von keinem Ubertragungsverbot betroffen ist, wobei insbesondere der
Anspruch eines Dritten auf Riickgewahr oder Ubernahme der Quote zu priifen ist.

In dem Antrag sind zudem Name und Anschrift des Kaufers, an den der Ubernehmer liefert,
anzugeben. Erzeugt und liefert der Ubernehmer keine Milch, hat jedoch Vorbereitungen ge-
troffen, in nachster Zeit Milch zu erzeugen und zu liefern, sind in dem Antrag Name und An-
schrift des Kaufers, an den der Ubernehmer liefern wird, anzugeben und dem Antrag Nach-
weise Uber die Vorbereitungen beizufiigen. Ist der Ubernehmer kein Milcherzeuger, hat er
diesen Umstand anstelle der Angaben nach Satz 2 und 3 anzugeben.

(3) Der Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 ist auf Verlangen des Ubertragenden im Falle
einer Anlieferungsquote von dem fiir ihn zustdndigen Kaufer und im Falle einer Direktver-
kaufsquote von dem fiir ihn zustandigen Hauptzollamt nach dem in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1
Buchstabe a genannten Zeitpunkt auszustellen. Der maBgebliche Zeitpunkt ist vom Uber-
tragenden zu benennen und in den Nachweis aufzunehmen. Trifft der aufgenommene Zeit-
punkt nach Ansicht der in Absatz 1 genannten Landesstelle nicht zu, setzt sie den Ubertra-
genden davon in Kenntnis. Der Ubertragende hat entsprechend Satz 1 und 2 einen neuen
Nachweis zu verlangen. Beziiglich einer Ubertragung zum 1. April braucht der Nachweis kei-
ne Angabe zur Hohe der noch nicht erfolgten Nutzung zu enthalten und kann abweichend von
Satz 1 vor dem 1. April ausgestellt werden. Ist der Ubernehmer bereits vor der Ubertragung
der Inhaber der Quote, bedarf es keines Nachweises nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1.

(4) Der Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 ist auf Verlangen des Ubertragenden von der fir
ihn bezliglich besonderer Ubertragungen zustandigen Landesstelle auszustellen und darf zum
Zeitpunkt der Antragstellung nach Absatz 1 nicht alter als zwei Monate sein. Verfligt der U-
bertragende ber Quoten mit unterschiedlichen Referenzfettgehalten, ist in dem Nachweis der
Referenzfettgehalt derjenigen Quote, deren Ubertragung bescheinigt werden soll, anzugeben.
Handelt es sich bei der Landesstelle nach Satz 1 um die in Absatz 1 genannte Landesstelle,
bedarf es keines Nachweises nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2.

(5) Soweit fiir den Ubertragenden kein Kéufer zustandig ist, tritt an die Stelle des in Absatz 3
genannten Kaufers derjenige Kdufer, bei dem die Quote zuletzt beliefert worden ist. Dieser
Kéaufer hat in dem Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 zu bestatigen, dass ein Ubergang der
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Quote auf den Ubertragenden bei dem vorherigen Inhaber der Quote im Wege einer Neube-
rechnung nach § 35 ber(icksichtigt worden ist.

(6) Handelt es sich im Falle des § 8 Abs. 2 Satz 2 bei dem Ubernehmer um keinen Milcher-
zeuger und stellt dieser innerhalb von vier Wochen nach der Ubertragung keinen Antrag nach
Absatz 1, kann die zustandige Landesstelle die Ubertragungsbescheinigung von Amts wegen
ausstellen.

(7) Soweit es zur Uberpriifung der Voraussetzungen der Ubertragung erforderlich ist, haben
der Ubertragende und der Ubernehmer auf Verlangen der jeweils zustandigen Stelle die Ei-
gentums- und Pachtverhéltnisse ihres gesamten Betriebes und sonstige betriebliche Verhalt-
nisse offen zu legen.

(8) Die Ubertragungsbescheinigung ist dem Ubertragenden und dem Ubernehmer bekannt zu
geben.

§28
Inhalt der Ubertragungsbescheinigung

(1) Die Ubertragungsbescheinigung nach § 27 enthalt

1. Name und Anschrift des Ubertragenden und des Ubernehmers sowie deren Betriebsnum-
mern,

2. die Hohe der tbertragenen Quote und bei Anlieferungsquoten deren Referenzfettgehalt,

3. die Art und den Zeitpunkt der Ubertragung einschlieRlich einer Bezugnahme auf die zu-
grunde liegenden Schriftstlicke,

4 den Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ubertragung und

5. den Hinweis auf Verfugungsbeschrankungen, Nutzungsbeschrdnkungen und Handlungs-
pflichten, die nach dieser Verordnung mit der Ubertragung verbunden sind.

(2) Die zustindige Landesstelle kann soweit erforderlich weitere Angaben in die Ubertra-
gungsbescheinigung aufnehmen.
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8§29
Spatere Antragstellung

(1) Erfolgt die Antragstellung nach § 27 Abs. 1 in einem dem Zeitpunkt der Ubertragung
nachfolgenden Zwdélfmonatszeitraum, wird die Ubertragung erst ab dem Beginn des Zwolf-
monatszeitraums, in dem der Antrag bei der zustandigen Landesstelle eingegangen ist, wirk-
sam. In Fallen besonderer Harte kann ein friiherer Zeitpunkt festgelegt und bescheinigt wer-
den.

(2) Absatz 1 findet im Falle der Beendigung einer zeitweiligen Ubertragung nach § 22 Abs. 2
keine Anwendung.

8§30
Zeitweilige Ubertragung im Falle
verendeter oder getdteter Milchkihe

(1) Der Inhaber einer Quote kann

1. im Falle des Verendens oder der Totung von mindestens 20 vom Hundert der Milchkihe
seines Bestandes auf Grund einer Tierseuche, einer Tierkrankheit oder eines vergleichba-
ren Ereignisses oder

2. im Falle des Verendens oder der Nottétung von mindestens 20 vom Hundert der Milchkd-
he seines Bestandes infolge hoherer Gewalt

wahrend des laufenden und des nachsten Zwdélfmonatszeitraums seine Quote, soweit er sie in
einem Zwdolfmonatszeitraum nicht selbst nutzt, fur den laufenden und den nachsten Zwdolfmo-
natszeitraum einem anderen Milcherzeuger zur Nutzung Gberlassen. Im Falle einer Anliefe-
rungsquote mussen der Uberlassende und der Ubernehmer vor und der Ubernehmer wahrend
der Uberlassung an denselben Kaufer liefern. Jede Uberlassungsvereinbarung hat eine Quote
von mindestens 1 000 Kilogramm zu erfassen, soweit nicht die Quote des Uberlassenden ge-
ringer ist. § 8 Abs. 3 findet keine Anwendung.

(2) Die Uberlassungsvereinbarung muss zwischen dem Uberlassenden und dem Ubernehmer
schriftlich abgeschlossen werden. Eine Ausfertigung der Vereinbarung muss bis zum
31. Mérz des jeweiligen Zwolfmonatszeitraums im Falle einer Anlieferungsquote dem in Ab-
satz 1 Satz 2 genannten Kaufer und im Falle einer Direktverkaufsquote dem fiir den Uberlas-
senden zustandigen Hauptzollamt zur Registrierung vorliegen. Das Bundesministerium kann
im Bundesanzeiger oder elektronischen Bundesanzeiger ein Muster fiir die Uberlassungsver-
einbarung bekannt machen. Der Ausfertigung der Vereinbarung sind ein Nachweis Uber den
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Gesamtbestand der Milchkiihe vor dem Eintritt des in Absatz 1 vorausgesetzten Ereignisses
sowie im Falle

1. des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 die Ablichtung einer entsprechenden amtstierarztlichen Be-
scheinigung und ein Nachweis Uber das Verenden oder die Tétung sowie

2. des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 ein Nachweis Uber das Vorliegen hoherer Gewalt sowie das
Verenden oder die Nottétung

beizufiigen.

(3) Erfullt die Uberlassungsvereinbarung unter Beriicksichtigung der beizufiigenden Nach-
weise die VVoraussetzungen des Absatzes 1, registriert im Falle einer Anlieferungsquote der
Kaufer und im Falle einer Direktverkaufsquote das Hauptzollamt die Uberlassungsverein-
barung bis zum 31. Mérz des jeweiligen Zwdlfmonatszeitraums und teilt die Registrierung in
Form einer Neuberechnung nach § 35 innerhalb einer Woche den in Absatz 2 Satz 1 genann-
ten Milcherzeugern und im Falle einer Anlieferungsquote zusétzlich dem fiir den Kaufer zu-
standigen Hauptzollamt mit. Der Mitteilung an das Hauptzollamt ist die Uberlassungsverein-
barung einschlieRlich der zugehdrigen Nachweise beizuftigen.

(4) Sieht der Kéufer die Voraussetzungen des Absatzes 1 als nicht erfillt an, legt er die Uber-
lassungsvereinbarung einschlieBlich der zugehdrigen Nachweise dem in Absatz 3 Satz 1 ge-
nannten Hauptzollamt unverziglich vor. Das Hauptzollamt entscheidet innerhalb von drei
Wochen Uber die Registrierung durch den Ké&ufer und teilt seine Entscheidung den in Ab-
satz 2 Satz 1 genannten Milcherzeugern und dem Ké&ufer mit. Soweit das Hauptzollamt die
Uberlassung genehmigt, nimmt der Kéufer die Neuberechnung im Sinne des Absatzes 3
Satz 1 vor.

(5) Ist der Kaufer eine ortliche Milchsammelgenossenschaft oder ein vergleichbarer Zusam-
menschluss, der die Milch nicht selbst verarbeitet, tritt fur die Zwecke der Absatze 1 bis 4 an
die Stelle eines solchen Zusammenschlusses derjenige, der von ihm die Milch entgeltlich be-
zieht, soweit es sich bei dieser Person ebenfalls um einen Ké&ufer handelt. In der Registrierung
nach Absatz 3 Satz 1 ist auf ein VVorliegen des Satzes 1 hinzuweisen.
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Abschnitt 3
Kirzung, Einziehung, Umwandlung und Saldierung

8§31
Klrzung von Quoten und Referenzfettgehalten

(1) Soweit die Bundesrepublik Deutschland die ihr nach der EG-Milchquotenregelung zuge-
wiesene einzelstaatliche Anlieferungsquote Uberschreitet, sind alle einzelbetrieblichen Anlie-
ferungsquoten nach Maligabe des Absatzes 3 linear gekirzt. Satz 1 gilt fur Direktverkaufs-
quoten entsprechend.

(2) Soweit der gewogene Durchschnitt der einzelbetrieblichen Referenzfettgehalte den nach
der EG-Milchquotenregelung der Bundesrepublik Deutschland zugewiesenen einzelstaatli-
chen Referenzfettgehalt Uberschreitet, sind alle einzelbetrieblichen Referenzfettgehalte nach
MaRgabe des Absatzes 3 linear gekdrzt.

(3) Den sich aus der EG-Milchquotenregelung fur die Zwecke des Absatzes 1 oder 2 ergeben-
den Kirzungssatz macht das Bundesministerium im Bundesanzeiger oder elektronischen
Bundesanzeiger bekannt. Die jeweilige Kiirzung wird ab dem Zwdlfmonatszeitraum, der auf
den Zwoélfmonatszeitraum folgt, in dem die Uberschreitung eingetreten ist, wirksam und ist
vor dem 1. August des Zwolfmonatszeitraums, in dem sie wirksam wird, in Form einer Neu-
berechnung nach § 35 samtlichen von der Kirzung betroffenen Inhabern von Quoten mitzu-
teilen.

8§32
Einziehung nicht genutzter Quoten

(1) Der Kéufer teilt dem fiir ihn zustdndigen Hauptzollamt bis zum 45. Tag nach Ablauf jedes
Zwolfmonatszeitraums die Inhaber von Anlieferungsquoten mit, die auf ihre Anlieferungs-
quote wéhrend des gesamten abgelaufenen Zwdolfmonatszeitraums keine Milch geliefert ha-
ben.

(2) Die in Absatz 1 genannten Quoten zieht das in Absatz 1 genannte Hauptzollamt zum
1. April des auf den in Absatz 1 genannten Zwdlfmonatszeitraum folgenden Kalenderjahres
ein. Eine Einziehung findet nicht statt, soweit der Inhaber der Quote bis zu dem in Satz 1 ge-
nannten Zeitpunkt wieder Milcherzeuger ist oder ein in der EG-Milchquotenregelung vorge-
sehener Ausnahmefall vorliegt. Satz 2 findet nur Anwendung, wenn der Inhaber der Quote die
Wiederaufnahme der Milcherzeugung oder das Vorliegen eines Ausnahmefalles dem zustén-
digen Hauptzollamt vor dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt mitgeteilt hat. Eine Ubertragung
der Quote zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt ist ausgeschlossen.
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(3) Soweit der vormalige Inhaber der Quote bis spétestens zum Ende des zweiten Zwdlfmo-
natszeitraums, der auf die Einziehung der Mengen folgt, wieder Milcherzeuger wird, kann er
ab dem Zeitpunkt der Wiederaufnahme der Milcherzeugung einen Antrag auf Wiederzutei-
lung der eingezogenen Quote bei dem in Absatz 1 genannten Hauptzollamt stellen. Dem An-
trag nach Satz 1 sind Nachweise zur Wiederaufnahme der Milcherzeugung beizufiigen. Das
Hauptzollamt teilt dem vormaligen Inhaber der Quote die Quote fur den Zwdélfmonatszeit-
raum, in dem der Antrag nach Satz 1 gestellt wird, ganz oder teilweise wieder zu. Der Um-
fang der Wiederzuteilung nach Satz 3 richtet sich nach dem Umfang der tatsédchlichen oder
flir die néchste Zukunft vorbereiteten Wiederaufnahme der Milcherzeugung.

(4) Sobald feststeht, dass eine Wiederzuteilung nach Absatz 3 nicht mehr méglich ist, Uber-
weist die Bundesfinanzverwaltung eine nach den Absétzen 1 bis 3 eingezogene Quote der
Reserve des Landes, in dem sich der Betriebssitz des vormaligen Inhabers der Quote befindet.
Ist kein Betriebssitz vorhanden, findet § 2 Abs. 2 Satz 2 entsprechende Anwendung.

(5) Die Absatze 2 bis 4 finden auf Direktverkaufsquoten mit der MaRgabe Anwendung, dass
das fir den Inhaber der Quote zustandige Hauptzollamt die Quote in die Bundesreserve ein-

zieht.

8§33
Umwandlung von Quoten

(1) Soll nach der EG-Milchquotenregelung eine noch nicht fur die Vermarktung von Milch
genutzte Quote umgewandelt werden, ist der Antrag auf Umwandlung bei dem fiir den Milch-
erzeuger zustandigen Hauptzollamt schriftlich bis zum Ablauf des Zwdlfmonatszeitraums, ab
dem die Umwandlung wirksam werden soll, zu stellen. In dem Antrag sind anzugeben:

1. Name und Anschrift des Milcherzeugers,

2. die Hohe der dem Milcherzeuger zustehenden Quoten, getrennt nach Anlieferungs- und
Direktverkaufsquoten,

3. die Art und Hohe der begehrten Umwandlung sowie

4. die Grinde fur die begehrte Umwandlung.

(2) Soweit Anlieferungsquoten in Direktverkaufsquoten umgewandelt werden sollen, ist dem
Antrag eine Bescheinigung entsprechend 8 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 beizuftigen.
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(3) Das Hauptzollamt entscheidet tber die Umwandlung durch Bescheid. Soweit eine Um-
wandlung vorgenommen wird, erhalten der Kéufer und das fur ihn zustdndige Hauptzollamt
eine Durchschrift. Soweit mit einer von der Umwandlung betroffenen Quote Pflichten, Ein-
zugsregelungen oder sonstige Rechtswirkungen verbunden sind, bestehen diese in Bezug auf
die umgewandelte Quote fort.

(4) Grinde fir eine Umwandlung sind insbesondere eine eingetretene oder erwartete An-
derung der Anlieferungen oder Direktverkaufe des Antragstellers sowie eine beabsichtigte
Ubertragung oder erfolgte Ubernahme einer Anlieferungsquote durch den Antragsteller im
Rahmen des Ubertragungsstellenverfahrens. Eine Umwandlung ist abzulehnen, wenn zu er-
warten ist, dass im Zwolfmonatszeitraum der Umwandlung oder dem folgenden Zwdélfmo-
natszeitraum die Anlieferungen oder Direktverkdufe des Antragstellers dessen jeweilige An-
lieferungs- oder Direktverkaufsquote tbersteigen werden und dieses Ubersteigen durch die
Umwandlung verursacht oder vergréRert wird. Tritt eine vom Antragsteller vorgetragene An-
derung seiner vermarkteten Milchmengen nicht ein und kommt es dadurch zu einem Missver-
haltnis zwischen seinen Anlieferungen oder Direktverkaufen und seiner jeweiligen Anliefe-
rungs- oder Direktverkaufsquote wahrend eines der in Satz 2 genannten Zwdélfmonatszeitrau-
me, kann das Hauptzollamt die Umwandlung widerrufen.

8§34
Saldierung nicht genutzter Quoten

(1) Soweit die einzelstaatliche Anlieferungsquote der Bundesrepublik Deutschland in einem
Zwolfmonatszeitraum (berschritten wird, werden auf der Ebene des Ké&ufers alle Anliefe-
rungsquoten, die in demselben Zwdélfmonatszeitraum nicht genutzt worden sind (Unterliefe-
rungen), allen Milcherzeugern, deren Anlieferungen die ihnen zur Verfuigung stehende Anlie-
ferungsquote Gberschritten haben (Uberlieferungen), einheitlich nach folgender Berechnungs-
formel zugeteilt:

Summe der Unterlieferungen x AnIieferunqsqn_J_ote des Uberlieferers
Summe der Anlieferungsquoten der Uberlieferer.

Die Zuteilung ist auf 10 vom Hundert der dem jeweiligen Uberlieferer zur Verfiigung stehen-
den Anlieferungsquote beschrénkt. Die Zuteilung wird nach der Berechnungsformel des Sat-
zes 1 wiederholt, bis sdmtliche nicht genutzten Anlieferungsquoten mit Anlieferungen, die
uber zur Verfugung stehende Anlieferungsquoten hinaus erfolgt sind, verrechnet worden sind;
Satz 2 gilt entsprechend. Rundungen zu Gunsten der Uberlieferer sind nicht zulassig.

(2) Unterlieferungen, die nach Anwendung des Absatzes 1 verblieben sind, werden bundes-
weit einheitlich Milcherzeugern, die nach Anwendung des Absatzes 1 noch tiber Uberliefe-
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rungen verfiigen, im Verhaltnis der Summe der Unterlieferungen zur Summe der Uberliefe-
rungen zugeteilt.

(3) Die Zuteilung nach dem Absétze 1 und 2 wird durch den Kéufer vorgenommen. lhre Wir-
kung beschrankt sich auf die Erhebung der Uberschussabgabe in dem nach Absatz 1 maRgeb-
lichen Zwolfmonatszeitraum. Das fiir den jeweiligen Kaufer zustandige Hauptzollamt teilt
dem Ké&ufer zwischen den in 8 40 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 genannten Zeitpunkten mit, wel-
che Anlieferungsquoten, ausgedriickt in einem Vomhundertsatz, nach Absatz 2 zugeteilt wer-
den.

(4) Werden dem Kaufer Anderungen hinsichtlich Unterlieferungen und Uberlieferungen nach
dem in § 40 Abs. 1 Satz 1 genannten Zeitpunkt bekannt, sind die Berechnungen nach den Ab-
sétzen 1 und 2 nicht zu wiederholen. Die sich aus den Abséatzen 1 und 2 ergebenden Zutei-
lungskoeffizienten sind auf die geanderten Unterlieferungen und Uberlieferungen der jeweili-
gen Milcherzeuger anzuwenden.

(5) Milcherzeuger, die vorsatzlich oder grob fahrlassig unrichtige oder unvollstandige Anga-
ben Uber ihre tatsachlichen Anlieferungen gemacht haben, sind von der Zuteilung nach den
Absatzen 1 und 2 ausgeschlossen.

(6) Die Bundesfinanzverwaltung nimmt eine bundesweite Zuteilung der Direktverkaufsquo-
ten, die in einem Zwdolfmonatszeitraum nicht genutzt worden sind, entsprechend den Absat-
zen 2 bis 5 vor.

Abschnitt 4
Durchfihrung und Kontrolle

8§35
Neuberechnung von Quoten und Referenzfettgehalten

(1) Ordnet eine gesetzliche Bestimmung oder ein Bescheid die Anderung des Umfangs einer
Quote an, ist sie neu zu berechnen (Neuberechnung). Satz 1 gilt entsprechend bei der erstma-
ligen Zuteilung einer Quote.

(2) Die Neuberechnung einer Anlieferungsquote schliel3t die Neuberechnung ihres Referenz-
fettgehaltes ein.

(3) Die durch Gesetz oder Bescheid vorgenommene Anderung ist fiir die Neuberechnung ver-
bindlich. Wird ein in Absatz 1 genannter Bescheid nicht von Gesetzes wegen der flr die Neu-



Drucksache 936/07 30

berechnung zustandigen Stelle Gbermittelt, ist er vom Inhaber der Quote dieser Stelle vorzu-
legen.

(4) Im Falle einer Anlieferungsquote wird die Neuberechnung von dem fir den Inhaber der
Quote zustandigen Kéufer und im Falle einer Direktverkaufsquote von dem fir ihn zustandi-
gen Hauptzollamt vorgenommen. Soweit der K&ufer keine Neuberechnung von sich aus vor-
nimmt, kann ihre Vornahme von dem Inhaber der Quote beantragt werden. Die Neuberech-
nung ist innerhalb eines Monats nach VVornahme dem Inhaber der Quote, der fiir ihn beziglich
besonderer Ubertragungen zustiandigen Landesstelle und im Falle einer Anlieferungsquote
auch dem fur den Kaufer zustandigen Hauptzollamt mitzuteilen.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen kann fir die Neuberechnung Muster bekannt geben,
die ab der Bekanntgabe zu verwenden sind. Mit Zustimmung des zustdndigen Hauptzollamtes
kann von den Mustern abgewichen werden.

(6) Lehnt der Kéufer eine Neuberechnung ab, kann der Inhaber der Quote bei dem flr den
Kéufer zustdndigen Hauptzollamt die Festsetzung durch Bescheid beantragen. Bestehen
Zweifel des Kaufers, ob oder mit welchem Inhalt eine Neuberechung auszustellen ist, hat er
den Vorgang dem fur ihn zustdndigen Hauptzollamt zur Bescheidung vorzulegen.

(7) Der fur den Ubernehmer einer Quote zustandige Kaufer darf die Neuberechnung erst vor-
nehmen, wenn ihm die Neuberechnung des fiir den Ubertragenden zustandigen Kaufers vor-
liegt. Satz 1 gilt nicht fur Ubertragungen im Rahmen des Ubertragungsstellenverfahrens.

(8) Die Absétze 1 bis 6 gelten vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen des § 19 Abs. 4
und 6.

836
Beforderungsdokumente

Soweit nach der EG-Milchquotenregelung wéhrend der Beférderung von Milch Dokumente
zur Bestimmung der jeweiligen Anlieferungen mitzufuihren sind und diese Dokumente zum
Zeitpunkt der Beforderung nur in elektronischer Form vorliegen, ist der jeweilige Ké&ufer ver-
pflichtet, auf seine Kosten unmittelbar nach der Ankunft im Betrieb des K&ufers den zustén-
digen Stellen auf deren Verlangen Ausdrucke der Dokumente zur Verfugung zu stellen.
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8§37
Zulassung der Kaufer

(1) Jeder Kaufer hat die in der EG-Milchquotenregelung vorgesehene Zulassung zu beantra-
gen. Er darf seine Tétigkeit als K&ufer erst nach der Zulassung aufnehmen. Der Antrag ist
schriftlich in zwei Stlicken bei dem fiir den Kaufer zustdndigen Hauptzollamt einzureichen. In
dem Antrag sind die nach der EG-Milchquotenregelung fir die Erteilung der Zulassung vor-
gesehenen Voraussetzungen darzulegen und Verpflichtungserkldrungen abzugeben. Das
Hauptzollamt kann weitere Angaben fordern, wenn sie fir Kontrollzwecke notwendig sind.
Das Hauptzollamt erteilt die Zulassung durch Bescheid.

(2) Milcherzeuger dirfen Milch nur an Kaufer liefern, die zugelassen sind.

8§38
Kauferwechsel

(1) Wechselt der Milcherzeuger denjenigen Kaufer, an den er liefert und der damit fur die Er-
hebung der Uberschussabgabe zustandig ist, hat er dem neuen Kaufer eine Bescheinigung des
vormaligen Kaufers vorzulegen, aus der sich die Hohe und der Referenzfettgehalt der An-
lieferungsquote, die Hohe der bereits auf diese Quote vorgenommenen Anlieferungen ein-
schlielich deren Fettgehalt und den Zeitpunkt, an dem die noch nicht belieferte Quote bei
dem vormaligen Kéufer keine Beruicksichtigung mehr findet, ergeben. Die in Satz 1 genannte
Bescheinigung ist vom Milcherzeuger spétestens zu dem Zeitpunkt, zu dem er die Anliefe-
rungen an den neuen Kéufer aufnimmt, beim vormaligen Kaufer zu beantragen. In dem An-
trag ist der neue Kaufer zu benennen.

(2) Der neue Kaufer hat den Wechsel dem fiir ihn zustdndigen Hauptzollamt unverziglich an-
zuzeigen. Der vormalige Kaufer hat innerhalb von drei Monaten nach der Ausstellung der in
Absatz 1 Satz 1 genannten Bescheinigung samtliche Unterlagen, die die Héhe und Berech-
nung der Anlieferungsquote des Milcherzeugers einschlieBlich ihres Referenzfettgehaltes be-
treffen, dem neuen Ké&ufer zu tbermitteln.

(3) Hat der vormalige Kdufer bereits nach § 39 Abs. 2 Lieferungsentgelt einbehalten, hat er
dieses Entgelt dem neuen Kéufer zu tbermitteln. Der neue Kaufer hat das Ubermittelte Entgelt
bei der Erhebung der Uberschussabgabe zu beriicksichtigen. Ist keine Uberschussabgabe zu
erheben, ist das Entgelt von ihm auszuzahlen.
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839
Erhebung der Uberschussabgabe bei Anlieferungen

(1) Der Kaufer zieht dem Milcherzeuger den Betrag der Uberschussabgabe, der nach der EG-
Milchquotenregelung von dem Kéufer verpflichtend zu erheben ist, von dem Entgelt fur die
Anlieferungen des fiinften Kalendermonats, der dem jeweiligen Zwoélfmonatszeitraum folgt,
ab.

(2) Sobald die Anlieferungen eines Milcherzeugers seine Anlieferungsquote (berschreiten,
hat der Kaufer Lieferungsentgelt in einer Hohe von mindestens 30 vom Hundert der nach den
tiberschreitenden Anlieferungen bemessenen Uberschussabgabe als Vorauszahlung auf die
Uberschussabgabe einzubehalten. Die Saldierungsbestimmungen des § 34 bleiben bei der Be-
rechnung der Vorauszahlung unbericksichtigt. Der Milcherzeuger kann den Einbehalt durch
die Stellung einer vergleichbaren Sicherheit abwenden.

(3) Wird eine Quote zusammen mit einem Betrieb, der der Milcherzeugung dient, nach dem
1. April eines Zwolfmonatszeitraums auf Grund des § 21 Gbertragen und ist fiir den Ubertra-
genden und den Ubernehmer derselbe Kaufer zustandig, kann der Kaufer die Uberschussab-
gabe fir den genannten Zwoélfmonatszeitraum auf der Grundlage der Gesamtanlieferungen
des Betriebes und der zusammengefassten Anlieferungsquoten des Ubertragenden und des
Ubernehmers berechnen sowie von dem Ubertragenden und dem Ubernehmer gesamtschuld-
nerisch fordern und nach Absatz 1 erheben. Entscheidet sich der Kaufer fir die in Satz 1 ge-
nannte VVorgehensweise, hat er spatestens bis zum 31. Mdrz des in Satz 1 genannten Zwolf-
monatszeitraums oder im Falle des Absatzes 2 beim erstmaligen Einbehalt des Entgelts darauf
hinzuweisen. Widerspricht der Ubertragende oder der Ubernehmer, findet Satz 1 keine An-
wendung.

840
Mitteilungen der Kaufer

(1) Der Kéufer Gbersendet dem fir ihn zustandigen Hauptzollamt vor dem 15. Mai jedes Jah-
res fur den vorangegangenen Zwdolfmonatszeitraum eine Mitteilung tber

1. die Summe aller Anlieferungsquoten, die Personen zustehen, fur die der Kéufer zustandig
ist,

2. die Summe aller beim Kdufer erfolgten Anlieferungen sowie ihre durch den Fettgehalt be-
dingte Erhéhung oder Verminderung, getrennt nach Anlieferungen, die
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a) von Milcherzeugern mit Anlieferungsquoten und
b) von Milcherzeugern ohne Anlieferungsquoten
erfolgt sind,
3. den durchschnittlichen gewogenen

a) Referenzfettgehalt der nach Nummer 1 vom Kéaufer mitzuteilenden Summe der Anlie-
ferungsquoten,

b) Fettgehalt der nach Nummer 2 vom Ké&ufer mitzuteilenden Summe der Anlieferungen
von Erzeugern nach Nummer 2 Buchstabe a,

4. die Summen aller nach Anwendung des § 34 Abs. 1 verbleibenden Unterlieferungen und
Uberlieferungen.

Der Referenzfettgehalt nach Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a und der Fettgehalt nach Satz 1 Nr. 3
Buchstabe b sind als Prozentzahl mit drei Nachkommastellen auszuweisen.

(2) Der Kéufer Ubersendet dem fir ihn zustandigen Hauptzollamt innerhalb von vier Monaten
nach Ablauf jedes Zwdlfmonatszeitraums eine Anmeldung der Uberschussabgaben (Abgabe-
anmeldung), die folgende Angaben enthélt:

1. die Zahl der Milcherzeuger, fir die der Kaufer zusténdig ist,

2. die Summe aller vor Anwendung des 8 34 bestehenden Unterlieferungen,

3. die Summe der Uberschussabgabepflichtigen Anlieferungen sowie

4. die Summe der abzufilhrenden Uberschussabgaben.

(3) Der Abgabeanmeldung nach Absatz 2 ist flir jeden Milcherzeuger eine Abrechnung mit
folgenden Angaben beizufiigen:

1. Name und Anschrift des Milcherzeugers,

2. die Anlieferungsquote und der Referenzfettgehalt, die der Abgabeanmeldung zugrunde
liegen,
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3. die Anlieferungsmenge und deren Fettgehalt,

4. die durch den Fettgehalt bedingte Erh6hung oder Verminderung der Anlieferungsmenge,
5. die Hohe der Uber- oder Unterlieferung der Anlieferungsquote,

6. die nach § 34 zugeteilten Anlieferungsquoten, getrennt aufgefiihrt nach § 34 Abs. 1 und 2,
sowie

7. den Betrag der Uberschussabgabe.

(4) Das Bundesministerium der Finanzen gibt fiir die Mitteilung nach Absatz 1 und die Abga-
beanmeldung nach Absatz 2 Muster bekannt, die ab der Bekanntgabe zu verwenden sind. So-
weit es fir die Anmeldung oder Abrechnung der Uberschussabgabe erforderlich ist, kann in
den Mustern die Mitteilung von Angaben, die tber die in den Absatzen 2 und 3 enthaltenen
Angaben hinausgehen, vorgesehen werden.

(5) Der Betrag der Uberschussabgabe ist vom Kéufer innerhalb von sechs Monaten nach Ab-
lauf jedes Zwdlfmonatszeitraums an die Bundeskasse Kiel abzufiihren.

(6) Der Milcherzeuger erhalt vom Kaufer innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf jedes
Zwolfmonatszeitraums eine Mitteilung Uber die Daten, die nach Absatz 3 ibermittelt werden
und seine Anlieferungsquote betreffen. Durch die Mitteilung wird die Erhebung der Uber-
schussabgabe fiir den jeweiligen Zwolfmonatszeitraum dem Milcherzeuger bekannt gegeben.

8§41
Mehrere Kaufer

(1) Liefert ein Milcherzeuger Milch gleichzeitig an mehrere Kaufer, bestimmt er denjenigen
Kéufer, der die einem Ké&ufer nach dieser Verordnung und der EG-Milchquotenregelung ob-
liegenden Aufgaben wahrzunehmen hat, und unterrichtet samtliche K&ufer unverzuglich Gber
diese Bestimmung. Der nach Satz 1 bestimmte Kaufer unterrichtet unverziglich das fur ihn
zustandige Hauptzollamt tiber die von dem Milcherzeuger vorgenommene Bestimmung. An-
dert sich durch die Bestimmung derjenige Kaufer, der bis zu der Bestimmung die in Satz 1
genannten Aufgaben wahrgenommen hat, ist § 38 entsprechend anzuwenden.

(2) Der Milcherzeuger ist verpflichtet, dem von ihm bestimmten Ké&ufer unverziglich nach
Ablauf jedes Monats die in diesem Zeitraum an andere Ké&ufer gelieferten Milchmengen und
deren durchschnittlichen monatlichen Fettgehalt mitzuteilen. Der Milcherzeuger hat diese An-
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gaben durch urschriftliche Belege nachzuweisen. Soweit er nicht Uber solche Belege verfigt,
hat ihm der andere Kaufer diese unverzuglich auszustellen.

8§42
Erhebung der Uberschussabgabe bei Direktverkaufen

(1) Die Abgabeanmeldung, die ein Milcherzeuger im Falle von Direktverkéufen vor dem
15. Mai jedes Jahres nach der EG-Milchquotenregelung vorzunehmen hat, muss dem vom
Bundesministerium der Finanzen bekannt gegebenen Muster entsprechen und ist bei dem fir
den Milcherzeuger zustandigen Hauptzollamt abzugeben. Der Inhaber einer Direktverkaufs-
quote, der keine Direktverkdaufe getatigt hat, muss eine Meldung entsprechend Satz 1 abge-
ben.

(2) Der Betrag der Uberschussabgabe ist von dem in Absatz 1 Satz 1 genannten Milcherzeu-
ger innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des jeweiligen Zwdélfmonatszeitraums an die
Bundeskasse Kiel abzufiihren.

8§43
Aquivalenzmengen fiir Kase

(1) Im Falle von Direktverkaufen werden die Aquivalenzmengen je Kilogramm Kise wie
folgt festgesetzt:

Hartkése 12,20 kg
Schnittkése bis 40 % Fetti. Tr. 12,30 kg
Schnittkase ab 45 % Fetti. Tr. 10,60 kg
Halbfester Schnittkase bis 45 % Fetti. Tr. 8,90 kg
Halbfester Schnittkase ab 50 % Fetti. Tr. 8,40 kg
Weichkése bis 45 % Fetti. Tr. 8,80 kg
Weichkéase ab 50 % Fetti. Tr. 7,70 kg
Frischkése bis 10 % Fetti. Tr. 5,60 kg
Frischkése ab 20 % Fetti. Tr. 4,40 kg.

(2) Fur die Rahmmengen, die bei der Kaseherstellung zusatzlich anfallen, erfolgt keine erneu-
te Aquivalenzmengenberechnung.
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8§44
Mitwirkungspflichten

Soweit es fiir die Durchfiinrung der Milchquotenregelung einschlieRlich ihrer Uberwachung
erforderlich ist, haben die Milcherzeuger und die Kaufer, jeweils einschlieBlich ihrer Beauf-
tragten, den zustandigen Stellen das Betreten des Betriebes wéhrend der tblichen Betriebszeit
zu gestatten, auf Verlangen die in Betracht kommenden kaufméannischen Blicher, Aufzeich-
nungen, Belege und sonstigen Unterlagen zur Einsicht vorzulegen, Auskunft zu erteilen und
die erforderliche Unterstiitzung zu gewahren. Elektronisch gespeicherte Daten sind auf Ver-
langen auszudrucken.

845
Aufbewahrungsfristen

(1) Soweit in dieser Verordnung und der EG-Milchquotenregelung nichts anderes bestimmt
ist, sind samtliche Unterlagen, die die Milcherzeugung und Milchvermarktung durch die
Milcherzeuger sowie die Berechnung und Hohe der Uberschussabgaben betreffen, jeweils bis
zum Ende des zehnten auf ihre Entstehung folgenden Kalenderjahres aufzubewahren. Im Fal-
le von Direktverkdufen sind die nach der EG-Milchquotenregelung erforderliche Bestands-
buchhaltung und sé&mtliche sonstigen Unterlagen, die sich auf Direktverkdufe beziehen, je-
weils bis zum Ende des sechsten auf ihre Entstehung folgenden Kalenderjahres aufzubewah-
ren.

(2) Samtliche Unterlagen, die die Berechnung und Hohe der Quoten einschliellich der Refe-
renzfettgehalte von Anlieferungsquoten betreffen, sind aufzubewahren, solange ein Rickgriff
auf sie zur Feststellung von Quoten oder Referenzfettgehalten erforderlich sein kann. Die
Mindestaufbewahrungsfrist betrégt zehn Jahre ab Entstehung der jeweiligen Unterlage.

(3) Wird ein Kaufer von einem anderen Kaufer ibernommen, verschmelzen Kaufer oder spal-
tet sich ein Kaufer auf, sind die in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 genannten Unterlagen
von den bisherigen Kéaufern den jeweils neuen Kdufern in einem geordneten Zustand zu tber-
geben. Mit der Ubergabe gehen die Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 auf die neuen
Kéufer uber.

8 46
Mitteilungen der Lander

Die Léander teilen der vom Bundesministerium der Finanzen bekannt zu gebenden Stelle in-
nerhalb von zwei Monaten nach Ablauf jedes Zwdlfmonatszeitraums Folgendes mit:
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1. die HOhe der in dem betreffenden Zwoélfmonatszeitraum

a) Ubertragenen Quoten, getrennt aufgefiihrt nach Anlieferungs- und Direktverkaufsquo-
ten und den Vorschriften tiber die Ubertragung,

b) eingezogenen Quoten, getrennt aufgefiihrt nach Anlieferungs- und Direktverkaufsquo-
ten und den Vorschriften tber die Einziehung,

c) zugeteilten Anlieferungsquoten, getrennt aufgefiihrt nach den Vorschriften ber die
Zuteilung,

2. die Hohe der zum Ablauf des Zwolfmonatszeitraums vorhandenen Landesreserven.

Abschnitt 5
Ubergangs- und Schlussvorschriften

847
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des 8 36 Abs. 3 Nr. 3 des Gesetzes zur Durchfiihrung der Gemein-
samen Marktorganisationen und der Direktzahlungen handelt, wer vorsatzlich oder fahrléssig

1. entgegen 8§ 37 Abs. 1 Satz 2 eine Téatigkeit aufnimmt,
2. entgegen § 37 Abs. 2 Milch anliefert,
3. entgegen § 38 Abs. 2 Satz 2 Unterlagen nicht oder nicht rechtzeitig tbermittelt,

4. entgegen § 39 Abs. 2 Satz 1 eine Vorauszahlung nicht oder nicht in der vorgeschriebenen
Mindesththe erhebt,

5. entgegen § 45 Abs. 3 Satz 1 eine Unterlage nicht oder nicht ordnungsgemaf tibergibt.

8§48
Behandlung laufender Pachtvertrage

(1) Pachtvertrdage, die Quoten nach § 7, auch in Verbindung mit 8 14 Abs. 2, der Milch-Ga-
rantiemengen-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Marz 1994 (BGBI. |
S. 586), die zuletzt durch die Verordnung vom 25. Marz 1996 (BGBI. | S. 535) geédndert wor-
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den ist, betreffen und vor dem 1. April 2000 geschlossen worden sind, gelten weiter und kon-
nen abweichend von § 8 Abs. 1 Satz 2 zwischen den bisherigen Pachtvertragsparteien verlan-
gert oder verkirzt werden.

(2) An die Stelle einer Pachtvertragspartei kann eine Person, die mit ihr im Sinne des 8§ 21
verbunden ist, treten. Soweit eine Quote zusammen mit einem Betrieb nach § 22 Abs. 1
Satz 1, auch in Verbindung mit § 23 Abs. 1, oder zusammen mit einem Betrieb im Sinne des
8 22 Abs. 1 Satz 1 nach § 25 ubertragen wird und zu dem Betrieb auch eine nach Absatz 1 ge-
pachtete Quote gehort, kann an die Stelle des Pachters der Ubernehmer des Betriebes treten.
Auler im Falle einer gesetzlichen oder gewillkirten Erbfolge hat der Verpéchter einem Péch-
terwechsel nach Satz 1 oder 2 schriftlich zuzustimmen. Erfolgt nach einem Péachterwechsel im
Sinne des Satzes 2 eine Ruckibertragung nach § 22 Abs. 2 Satz 2, tritt der urspriingliche
Péachter wieder an die Stelle des neuen P&chters.

(3) Soweit die in Absatz 1 genannten Pachtvertrage mit Ablauf des 31. Mérz 2000 oder spéter
beendet werden, gehen die entsprechenden Quoten nach § 7 Abs. 1, 4 Satz 1 bis 3 sowie
Abs. 5 und 6 der Milch-Garantiemengen-Verordnung in der in Absatz 1 genannten Fassung
auf den Verpéchter mit der MaRgabe Uber, dass 33 vom Hundert der Ubergehenden Quote zu
Gunsten der Reserve des Landes, in dem der Betriebssitz des Pachters liegt, eingezogen wer-
den. Quoten, die der Pachter nach dem 31. Méarz 2000 von einem Dritten entgeltlich oder un-
entgeltlich erhalten hat, werden von der Ubertragung nach Satz 1 nicht erfasst. Satz 2 gilt ent-
sprechend fur Quoten, die dem Péchter vor dem 1. April 2000 in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet zugeteilt worden sind.

(4) Soweit fur die Geltungsdauer des Pachtvertrages eine Betriebs- oder Flachenbindung der
Quote besteht, ist diese mit dem Ende des Pachtvertrages sowie der zugehdrigen Betriebs-
oder Fl&chenriickgabe aufgehoben.

8§49
Ubernahmerecht des Pachters

(1) Soweit Quoten nach § 48 Abs. 3 Satz 1 bei Beendigung des Pachtvertrages zurlickzuge-
wahren sind und der Pachter Milcherzeuger ist, hat der Pachter das Recht, die zuriickzuge-
wahrende Quote vom Verpéchter innerhalb eines Monats nach Ablauf des Pachtvertrages ge-
gen Entgelt ganz oder teilweise zu tibernehmen (Ubernahmerecht). Satz 1 gilt nicht, wenn der
Pachter den Pachtvertrag kiindigt. Die Ubernahme erfolgt ab dem Zeitpunkt der Beendigung
des Pachtvertrages. Die ubernommene Quote unterliegt nicht der in § 48 Abs. 3 Satz 1 ange-
ordneten Einziehung.
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(2) Das Ubernahmerecht ist innerhalb eines Monats nach Beendigung des Pachtvertrages ge-
geniiber dem Verpéchter schriftlich geltend zu machen.

(3) Das Entgelt betrigt 67 vom Hundert des Gleichgewichtspreises, der an demjenigen Uber-
tragungsstellentermin im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 ermittelt worden ist, der der Beendi-
gung des Pachtvertrages vorangeht. MaRgeblich ist der Gleichgewichtspreis desjenigen Uber-
tragungsbereichs, in dem der Pachter seinen Betriebssitz hat. Bei Pachtvertragen, die mit Ab-
lauf des 31. Méarz enden, ist der Gleichgewichtspreis des darauf folgenden Ubertragungsstel-
lentermins maRgeblich. Kommt zu dem nach Satz 1 bis 3 heranzuziehenden Ubertragungsstel-
lentermin kein Gleichgewichtspreis zustande, ist der Gleichgewichtspreis des vorherigen U-
bertragungsstellentermins mafgeblich. Zur Ermittlung des Entgelts wird die zu Gbernehmende
Quote nicht auf den Standardfettgehalt umgerechnet.

(4) Das Entgelt ist bis zum Ablauf von 14 Tagen nach Ende der in Absatz 2 genannten Frist
an den Verpachter zu zahlen. Bestreitet der Verpachter das Ubernahmerecht, kann an die Stel-
le des Entgelts eine Sicherheitsleistung (88 232 bis 240 des Birgerlichen Gesetzbuches) tre-
ten. Weist der Pachter der zustandigen Landesstelle nach, dass der Verpachter das Ubernah-
merecht vor dem Ablauf des in Satz 1 genannten Zahlungszeitraums bestritten hat oder die
fristgerechte Zahlung des Entgelts vom Verpéchter verhindert wurde, kann die zusténdige
Landesstelle den in Satz 1 genannten Zahlungszeitraum verlangern.

(5) Verpachter und Pachter kénnen schriftlich ein niedrigeres Entgelt und einen langeren Zah-
lungszeitraum vereinbaren. Wird ein langerer Zahlungszeitraum vereinbart, muss zugleich
schriftlich vereinbart werden, welcher Betrag zum Wirksamwerden des Ubernahmerechts in-
nerhalb des in Absatz 4 genannten Zahlungszeitraums zu zahlen ist. Vereinbarungen nach den
Satzen 1 und 2 sind der zustandigen Landesstelle im Rahmen des Nachweises nach Absatz 6
vorzulegen.

(6) Das Ubernahmerecht wird wirksam, wenn der Pachter der zustidndigen Landesstelle die
rechtzeitige Geltendmachung des Ubernahmerechts und die rechtzeitige Zahlung des Entgelts
nachweist.

850
Ubertragung tibernommener Quoten

(1) Ubt der Pachter sein Ubernahmerecht aus, darf er bis zum Ende des zweiten auf die Uber-
nahme folgenden Zwolfmonatszeitraums keine Quote auf einen Dritten Ubertragen. § 22
Abs. 3 Satz 2 bis 6 gilt entsprechend, wobei die Summe der Einziehungen auf 33 vom Hun-
dert der Gbernommenen Quote begrenzt ist. In Erganzung zu § 22 Abs. 3 Satz 6 ist eine Ein-
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ziehung ebenfalls nicht vorzunehmen, wenn eine Ubertragung im Sinne des § 23 Abs. 1 vor-
liegt und auf Grund der Ubertragung eine Pflicht nach § 23 Abs. 2 besteht.

(2) In Féllen besonderer Harte kann von einer Einziehung ganz oder teilweise abgesehen wer-
den.

8§51
Ausnahmen

(1) Die Einziehung nach § 48 Abs. 3 Satz 1 und das Ubernahmerecht nach § 49 Abs. 1 Satz 1
gelten nicht, wenn

1. ein ganzer Betrieb zuriickgewahrt wird oder

2. der Verpdachter fir sich oder eine Person, die mit ihm im Sinne des § 21 Abs. 2 verbunden
ist, nachweisen kann, dass die Quote flr eine eigene Milcherzeugung bendtigt wird.

(2) Die Ausnahme des Absatzes 1 Nr. 2 vom Ubernahmerecht findet nur Anwendung, wenn
sich der Verpachter innerhalb eines Monats nach der Geltendmachung des Ubernahmerechts
gegenuber dem Pdachter schriftlich und unter Beifiigung der erforderlichen Nachweise auf sie
beruft. Wird die Quote nur teilweise fur eine eigene Milcherzeugung benétigt, gilt Absatz 1
Nr. 2 nur in dieser Hohe. Der Verpéchter kann sich nicht auf ein Bendtigen fiir eine eigene
Milcherzeugung berufen, soweit sein Ruckgewahranspruch darauf beruht, dass er eine Flache,
die mit der in Frage stehenden Quote verbunden ist, wahrend der Dauer des Pachtvertrages er-
worben hat.

(3) Soweit eine nach 8 48 Abs. 1 verpachtete Quote nach MaRgabe der jeweils geltenden Be-
stimmungen wahrend der Dauer der Verpachtung unterverpachtet worden ist, erfolgt bei Be-
endigung des Unterpachtvertrages kein Abzug nach § 48 Abs. 3 Satz 1. Dem Unterpachter
steht gegeniiber dem Unterverpachter kein Ubernahmerecht nach § 49 Abs. 1 Satz 1 zu. So-
weit kein ganzer Betrieb zurlickgewahrt wird oder sich der Unterverpachter nicht entspre-
chend Absatz 2 darauf beruft, dass er die Quote fur seine eigene Milcherzeugung bendétigt,
wird das Ubernahmerecht des Unterverpéachters gegeniiber dem Hauptverpachter durch ein
entsprechendes Ubernahmerecht des Unterpachters gegeniiber dem Hauptverpachter ersetzt.
Absatz 1 bleibt fur den Hauptverpéchter unbertihrt. Satz 3 gilt nur, soweit die Hauptverpach-
tung und die Unterverpachtung gleichzeitig enden oder der Hauptverpdchter der Ersetzung
schriftlich zustimmt. Die Frist des § 49 Abs. 2 beginnt mit dem Ende des Hauptpachtvertra-
ges.
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(4) Soweit mehrfache Unterverpachtungen vorgenommen worden sind, gilt Absatz 3 entspre-
chend.

§52
Ubertragungsbescheinigungen bei Beendigung von Pachtvertragen

Ubertragungen nach den §§ 48 bis 51 werden durch eine Ubertragungsbescheinigung be-
scheinigt. Soweit die 88§ 48 bis 51 nichts anderes bestimmen, gelten die 88 27 und 28 entspre-
chend.

8§53
Zuteilung von Quoten
in den Zwolfmonatszeitraumen 2006/07 bis 2008/09

(1) Die Quote, die einem Milcherzeuger am 1. April 2006, 1. April 2007 und 1. April 2008 je-
weils zur Verfligung steht, erhdht sich zu dem jeweiligen Zeitpunkt vorbehaltlich des Absat-
zes 3 um 0,5 vom Hundert.

(2) Wird zum 1. April eine Quote (ibertragen, tritt die Erhéhung bei dem Ubernehmer der
Quote ein.

(3) Absatz 1 gilt nur fir Milcherzeuger, die zwischen dem 1. April und dem 30. April des
nach Absatz 1 maligeblichen Jahres

1. Milch erzeugen und vermarkten oder

2. auf Grund hoherer Gewalt oder eines voriibergehenden Ausfalls der Produktionskapazitat
keine Milch erzeugen und vermarkten kénnen.

Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 erfolgt die Erhohung nach Absatz 1 nur auf Antrag, der bis zum
30. Juni des nach Absatz 1 maRgeblichen Jahres bei dem zustdndigen Hauptzollamt zu stellen
ist. Dem Antrag sind die fiir das Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 2 erforderli-
chen Nachweise beizufligen.

(4) Soweit die Quoten, um die sich die einzelstaatliche Quote der Bundesrepublik Deutsch-
land in den Zwdélfmonatszeitraumen 2006/07, 2007/08 und 2008/09 jeweils erhoht, nicht nach
Absatz 1 zugeteilt werden, fallen diese Quoten als Anlieferungsquoten in die Bundesreserve.
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8§54
Neuberechnung auf Grund einer Erhéhung nach § 53

(1) Die von einer Erhdhung nach § 53 Abs. 1 betroffenen Milcherzeuger erhalten nach Mal3-
gabe des § 35 anlésslich jeder Erhdhung eine Neuberechnung ihrer Quote, die diese Erhhung
gesondert ausweist.

(2) Die Neuberechnung nach Absatz 1 erfolgt

1. im Falle des 8 53 Abs. 3 Nr. 1 in Bezug auf Anlieferungsquoten durch den zustandigen
Kéaufer und

2. in allen tbrigen Féllen durch das zustandige Hauptzollamt.

8§55
Erhéhung von zeitweilig Gbertragenen Quoten

Soweit es sich bei der nach § 53 Abs. 1 der Erhdhung jeweils zugrunde liegenden Quote um
eine verpachtete oder anderweitig nur zeitweilig Ubertragene Quote handelt, verbleibt die
nach § 53 Abs. 1 hinsichtlich einer solchen Quote zugewiesene Quote auch nach dem Ende
der zeitweiligen Ubertragung bei dem zeitweiligen Ubernehmer. Satz 1 gilt nicht im Falle
einer zeitweiligen Ubertragung nach § 30. Die Vertragsparteien der zeitweiligen Ubertragung
konnen eine dauerhafte Ubertragung der nach Satz 1 verbleibenden Quote auf den zeitweilig
Ubertragenden mit Wirkung ab dem Ende der zeitweiligen Ubertragung schriftlich vereinba-
ren. Die Bescheinigung einer Ubertragung nach Satz 3 ist im Rahmen des Antrages auf Be-
scheinigung der Rickilbertragung der zeitweilig Gbertragenen Quote zu beantragen.

8 56
Ubergangsregelungen

(1) Die Durchfiihrung der Milchquotenregelung bis einschlieBlich des Zwdélfmonatszeitrau-
mes, der am 31. Méarz 2008 endet, erfolgt auf der Grundlage der bis zum Ablauf des 31. Mérz
2008 geltenden Bestimmungen.

(2) Soweit die Ubertragung oder sonstige Anderung einer Quote vor dem 1. April 2008 er-
folgt ist und die Anderung erst nach diesem Zeitpunkt bescheinigt wird, richtet sich die Ande-
rung nach den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Bestimmungen. Abweichend von Satz 1
sind § 48 Abs. 2 Satz 2 bis 4 sowie § 51 Abs. 3 Satz 3 bis 6 und Abs. 4 riickwirkend ab dem
1. April 2000 anwendbar, soweit (iber die Anderung der Quote, die auf Grund der Beendigung
des jeweiligen Pachtvertrages vorzunehmen ist, noch keine Ubertragungsbescheinigung aus-
gestellt wurde und die jeweils Beteiligten der riickwirkenden Geltung schriftlich zustimmen.
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(3) 8 39 Abs. 3 ist ab dem Zwdlfmonatszeitraum, der am 1. April 2007 begonnen hat, mit der
MaRgabe anzuwenden, dass flir den genannten Zwoélfmonatszeitraum abweichend von § 39
Abs. 3 Satz 2 spatestens bis zum 30. April 2008 auf die in § 39 Abs. 3 Satz 1 genannte Vor-
gehensweise hinzuweisen ist.

(4) Kauferzulassungen im Sinne des § 37 Abs. 1 der Milchabgabenverordnung vom 7. Mérz
2007 (BGBI. I S. 295), die vor dem 1. April 2008 erteilt worden sind, gelten als Zulassungen
nach dieser Verordnung.

(5) Auf den am 1. April 2008 stattfindenden Ubertragungsstellentermin sind die Bestimmun-
gen der Milchabgabenverordnung in der in Absatz 4 genannten Fassung ber das Ubertra-
gungsstellenverfahren fur Anlieferungs-Referenzmengen weiter anzuwenden.

8§57
Aufhebung von Vorschriften

(1) Die Milchabgabenverordnung vom 7. Marz 2007 (BGBI. I S. 295) wird aufgehoben, so-
weit nicht diese Verordnung die Fortgeltung einzelner Bestimmungen anordnet.

(2) Soweit § 57 Abs. 2 der Milchabgabenverordnung in der in Absatz 1 genannten Fassung
die Fortgeltung von Bestimmungen der Milch-Garantiemengen-Verordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. Marz 1994 (BGBI. | S. 586), zuletzt gedndert durch die Ver-
ordnung vom 25. Méarz 1996 (BGBI. I S. 535), anordnet, gelten diese Bestimmungen auch
nach dieser Verordnung fort.

8§58
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. April 2008 in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
Bonn, den xx. Mérz 2008

Der Bundesminister
flr Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
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Begrindung
A. Allgemeiner Teil

Zielsetzung

Mit der Verordnung (EG) 1234/2007 des Rates vom 22.10.2007 lber eine gemeinsame Orga-
nisation der Agrarmérkte (Einheitliche GMO; ABI. EU Nr. L 299 S. 1) werden die bisherigen
21 Agrarmarktordnungen der EG in einem einzigen Rechtstext zusammengefasst. VVon dieser
Zusammenfassung ist auch die bislang getrennt von der Gemeinsamen Marktorganisation fur
Milch und Milcherzeugnisse (GMO Milch) geregelte Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des
Rates vom 29.09.2003 tber die Erhebung einer Abgabe im Milchsektor (EG-Milchabgaben-
verordnung; ABI. EU Nr. L 270 S. 123) betroffen, indem ihre VVorschriften in die Einheitliche
GMO eingestellt werden.

Zugleich fasst die Einheitliche GMO in ihrem Kapitel 111 ,,Produktionsbeschrankungen® die
Vorschriften der EG-Milchabgabenverordnung mit denen lber die Uberschussabgabe im Zu-
ckerbereich zusammen. Dieser Regelungsansatz fihrt dazu, dass die in der Milchabgaben-
und Zuckertberschussabgabenregelung gewéhlten Begriffe durch die Einheitliche GMO teil-
weise vereinheitlicht werden. Als Ausgangspunkt fir diese Vereinheitlichung wurde von der
Européischen Kommission die Zuckertberschussabgabenregelung gewahlt. Daher benennt
die Einheitliche GMO die bisherigen Begriffe der Milchabgabenregelung ,,Abgabe“ in ,,Uber-
schussabgabe“ und ,,Referenzmenge* in ,,Quote” um. Zusatzlich stellt die Einheitliche GMO
— insofern ebenfalls der bisherigen Regelung im Zuckerbereich folgend — nicht mehr den Ab-
gabencharakter, sondern den Quotencharakter der Produktionsbeschrankung im Milchbereich
in den Vordergrund.

Die Einheitliche GMO wird gemal ihres Art. 204 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 Buchstabe g fur
den Bereich der Milchquotenregelung (Art. 65 bis 84) ab dem am 01.04.2008 beginnenden
Zwolfmonatszeitraums gelten. Daher sind die erforderlichen Anpassungen des deutschen
Durchfiihrungsrechts in Gestalt der Verordnung zur Durchfihrung der EG-Milchabgabenre-
gelung (Milchabgabenverordnung — MilchAbgV), die gegenwartig in ihrer Fassung vom
07.03.2007 (BGBI. I S. 295) gilt, ebenfalls bis zu diesem Zeitpunkt vorzunehmen. Da sich die
begrifflich notwendigen Anpassungen durch die gesamte Milchabgabenverordnung durchzie-
hen und folglich eine umfangreiche Anderungsverordnung mit anschlieBender Neubekannt-
machung erforderlich wére, ist es sinnvoller, die Milchabgabenverordnung als Milchquoten-
verordnung neu zu erlassen. Hierzu bietet sich der 01.04.2008 als Beginn des ndchsten
Zwolfmonatszeitraums und Inkrafttretensdatum der Einheitlichen GMO im vorliegenden Be-
reich an. Zugleich wird der Neuerlass genutzt, um die Milchabgabenverordnung in einigen
Punkten an die Verwaltungspraxis anzupassen.
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Im Folgenden werden nur die Unterschiede zur bisherigen Milchabgabenverordnung erldutert.
Insbesondere die Reihenfolge und Nummerierung der Paragrafen ist mit der der bisherigen
Verordnung identisch.

Soweit Vorschriften aus der bisherigen Milchabgabenverordnung in die neue Verordnung in-
haltlich unverandert tibernommen werden, kann auf die Bundesrats-Drucksachen zu der bis-
herigen Verordnung verwiesen werden (vgl. zuletzt mit weiteren Nachweisen BR-Drs. 935/06
vom 28.12.2006).

Kosten
I. Allgemeine Kosten
1. Offentliche Haushalte: Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand entstehen nicht. Gegen-

uber der bisherigen Durchfiuihrung der EG-Milchabgabenregelung durch Bund und Lé&nder er-
gibt sich insgesamt kein Mehraufwand. Den Gemeinden entstehen keine Vollzugskosten.

2. Wirtschaft: Der Wirtschaft entstehen bis auf die geringen nachstehend aufgefiihrten Biiro-
kratiekosten keine weiteren Kosten.

3. Preisniveau: Erhéhungen von Einzelpreisen und unmittelbare Auswirkungen auf das Preis-
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

I1. BUrokratiekosten

1. Unternehmen: Es werden Informationspflichten aus Griinden der Rechtsklarheit konkreti-
siert. Da diese Pflichten nach Auffassung der Bundesregierung schon bisher bestanden, erge-
ben sich keine Mehrkosten. Lediglich hinsichtlich zweier Informationspflichten geht die Ver-
ordnung Uber den bisherigen Rechtszustand hinaus. Dies betrifft zum einen die nun zwingend
vorgesehene Angabe der so genannten InVeKoS-Betriebsnummer in Antrdgen auf Quoten-
Ubertragungen (8 12 Abs. 1 Nr. 3, § 13 Abs. 1 Nr. 3 und 8§ 27 Abs. 1 Entwurf). Schon bislang
wird diese Nummer, bei der es sich um die zentrale Nummer des gegenwaértigen Agrarforder-
rechts handelt und die jedem Landwirt zwingend zugewiesen ist, in den Antragen auf freiwil-
liger Basis angegeben. lhre Angabe fiihrt zu einer wesentlichen Verwaltungsvereinfachung
bei den Agrarverwaltungen der Lé&nder, da dort jeder Landwirt unter seiner InVeKoS-Be-
triebsnummer in einer zentralen Datenbank gefihrt wird.

Die Eintragung der Nummer durfte fur den Landwirt etwa 10 Sekunden in Anspruch nehmen.
Jahrlich werden — entsprechend dem Durchschnitt der letzten beiden Jahre — im Ubertra-
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gungsstellenverfahren etwa 29.250 Antrdge und im Bescheinigungsverfahren fiir sonstige
Ubertragungen etwa 3.600 Antrage gestellt. Als Stundensatz ist der niedrigste Stundensatz der
Standard-Kostenmessung (SKM) von 17,20 EUR/Stunde heranzuziehen. Damit ergeben sich
1.569 EUR jahrlich.

Zum anderen ist die Mitteilung der Kaufer nach § 39 Abs. 3 Satz 2 Entwurf zu nennen. Diese
Mitteilung beruht auf der freiwilligen Entscheidung des jeweiligen Kaufers, in dem speziellen
Fall der Ubertragung eines Milcherzeugungsbetriebes zusammen mit einer Quote im Wege
der Erbfolge ein bestimmtes Abgabeerhebungsverfahren durchzufiihren. Dieses besondere
Abgabeerhebungsverfahren geht auf einen Wunsch der Kaufer zuriick. In Deutschland gibt es
gegenwartig rund 275 Kaufer, bei denen das Verfahren zum Tragen kommen koénnte. Wird
angenommen, dass fir die Mitteilung 5 Minuten erforderlich sind, es jéhrlich rund 1.600 Erb-
folgeubertragungen gibt und der niedrigste SKM-Stundensatz zu wahlen ist, ergeben sich ma-
ximal 2.287 EUR jahrlich.

Dem steht eine Kostenminderung durch die Streichung der Pflicht zur taglichen Aufzeich-
nung bei den Direktverkdufern in 8 44 Entwurf gegeniber (vgl. die Erlduterungen zu § 44).
Bei der Kostenberechnung wird unterstellt, dass etwa die Halfte der gegenwartig gemeldeten
Direktverkaufer und damit rund 650 Unternehmen betroffen sind. Der geschatzten Zeiterspar-
nis von 1,5 Minuten pro Werktag steht eine Belastung durch die dann nach EG-Recht vorzu-
nehmende monatliche Aufzeichnung gegeniiber. Pro Monat werden dafiir 30 Minuten ange-
nommen. Bei Ansetzen des niedrigsten SKM-Stundensatzes ergibt sich im Saldo eine Kos-
tenminderung von rund 16.750 EUR jahrlich.

Wird die Kostenbelastung der Kostenminderung gegenibergestellt, ist in der Summe eine
Kostenminderung von rund 12.900 EUR jahrlich zu verzeichnen.

2. Birgerinnen und Birger: nicht betroffen.

3. Verwaltung: Durch § 20 Abs. 4 Satz 1 Entwurf wird eine bisher auf einer freiwilligen Ver-
einbarung bestehende Informationspflicht der Lander gegeniber dem Bund kodifiziert. Die
Pflicht besteht dreimal jahrlich. Mehrkosten ergeben sich nicht, da die zu Ubermittelnden Da-
ten bereits aus anderen Griinden erhoben werden.

Sonstiges

Die Vereinbarkeit der Anderungen mit dem Recht der EU ist gegeben. Da die Durchfiihrung
der deutschen Milchguotenregelung von der Giltigkeit der EG-Milchquotenregelung abhangt,
ist eine Befristung der deutschen Regelung nicht mdglich. Die Grundsétze der Rechts- und
Verwaltungsvereinfachung wurden beriicksichtigt. Im Rahmen der Zusammenarbeit mit den
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zustandigen EU-Organen und den vorgesehenen nationalen Kontrollen erfolgt eine Wirkungs-
kontrolle.

B. Besonderer Teil

Zum Titelund zu § 1

Die Anderung des Titels und des § 1 tibernimmt entsprechend Art. 55 Abs. 1 Buchstabe a
Einheitliche GMO die sprachliche Anderung von Referenzmenge in Quote sowie die syste-
matische Anderung von Abgabensystem in Quotensystem. Die Wahl der Titelabkiirzung soll
die wesentlichen Bestandteile des Langtitels widerspiegeln und eine Verwechslung mit
Milchqgualitatsregelungen vermeiden.

Zusg?2

Nach Art. 65 Buchstabe e Einheitliche GMO heif3t der bisherige Abnehmer zukinftig K&ufer.
Da damit fur das deutsche Durchfiihrungsrecht dieselbe Bezeichnung wie im EG-Recht ge-
wéhlt wird, bedarf es zukinftig in Abs. 1 keines Verweises auf die EG-rechtliche Regelung
mehr.

Zu s’

Entsprechend der geanderten EG-rechtlichen Terminologie wird die Abgabe in Uberschussab-
gabe umbenannt.

Zu g8

Abs. 5 Satz 2 und 3 klart die Frage, in welchem Umfang die Quote im Falle der Rickdibertra-
gung wahrend eines Zwdolfmonatszeitraums zwischen den beiden an der Rickubertragung

beteiligten Parteien aufzuteilen ist, sofern die Quote noch nicht vollstandig fur Milchanliefe-
rungen genutzt wurde und die Parteien keine in Satz 1 genannte Vereinbarung tber diese Fra-
ge abgeschlossen haben.

Folgendes Beispiel kann fur eine Aufteilung nach Satz 2 angefiihrt werden: Mit Ablauf des
31.10. lauft eine zeitweilige Ubertragung Uber eine Quote von 100.000 kg aus. Von diesen
100.000 kg sind mit Ablauf des 31.10. bereits 30.000 kg genutzt und scheiden daher als riick-
Ubertragbar aus. Die restlichen 70.000 kg werden nach dem Mafstab 100.000 kg geteilt durch
365 Tage (im Schaltjahr 366 Tage) aufgeteilt. Pro Tag ergibt diese Aufteilung eine Quote von
273,9726 kg. Genutzt werden dirfen daher vom Ruckibertragenden bis zum Ablauf des
31.10. insgesamt 58.630 kg (214 Tage [01.04. bis 31.10.] x 273,9726 kg). Mithin verbleiben
bis zum Ende des Zwdlfmonatszeitraums am 31.03. von der zum Ablauf des 31.10. noch nicht
genutzten Quote 28.630 kg beim Rickubertragenden (wéhrend die restlichen 41.370 kg be-
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reits zum 01.11. auf den Ruckibernehmer fallen und ihm entsprechend zu bescheinigen sind).
Nutzt der Rlckibertragende seine so ermittelte Restquote nicht, ist sie im Rahmen der Kdau-
fer- und ggf. Bundessaldierung zu berucksichtigen.

Zu 810

Abs. 1 stellt klar, dass Art. 193 Einheitliche GMO auch fiir den Bereich der Quoteniibertra-
gungen gilt, da es sich bei der Zuweisung einer Quote um eine Abgabenverginstigung und
damit um einen Vorteil handelt, der im Rahmen der Einheitlichen GMO seine Rechtsgrundla-
ge findet.

Zug§12

In Abs. 1 Nr. 3 wird fiir die Angebote im Rahmen des Ubertragungsstellenverfahrens zusatz-
lich die Angabe der Betriebsnummer im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 1 der Verordnung tber die
Durchfiihrung von Stltzungsregelungen und gemeinsame Regeln flr Direktzahlungen nach
der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontroll-
systems (InVeKoS-Verordnung — InVeKoSV) vom 03.12.2004 in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung aufgenommen. Danach handelt es sich bei der Betriebsnummer um ,,die zur Identifizie-
rung des Betriebsinhabers von der zustandigen Landesstelle vergebene Nummer*. Soweit ein
Anbieter UGber eine solche Nummer ausnahmsweise nicht verfiigt, kann er sie bei der zustan-
digen Landesstelle beantragen.

Zu §13
Vgl. zu Abs. 1 Nr. 3 die Erlauterungen zu § 12.

Zu 820

Abs. 4 Satz 1 wird um eine Ubersendung bestimmter Ubertragungsstellenaufzeichnungen an
das Bundesministerium fir Ernédhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELYV) er-
ganzt. Bei den Aufzeichnungen handelt es sich um solche, die zur Uberpriifung der Funkti-
onsfahigkeit und Zielerreichung des Ubertragungsstellensystems durch das BMELV erforder-
lich sind.

Zu § 22

In Abs. 3 werden drei Prazisierungen vorgenommen. Satz 3 stellt klar, dass in dem Fall des
8 27 Abs. 4 Satz 2, in dem die Landesstelle ausnahmsweise keinen Nachweis ausstellt, flr
eine eventuelle Einziehung auf den Antrag auf Bescheinigung der Ubertragung nach § 27
Abs. 1 abzustellen ist. Satz 5 stellt klar, dass nach Vornahme der nach Satz 4 maximal magli-
chen Einziehung der Betroffene wieder Ubertragungen vornehmen kann (soweit keine ander-
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weitigen Ubertragungsbeschrankungen eingreifen). Satz 6 enthalt lediglich eine sprachliche
Klarstellung.

Abs. 4 Satz 4 regelt den Ausnahmefall, dass zwischen der Ubertragung und der Bescheini-
gung der Ubertragung ein ldngerer Zeitraum liegt und dem Ubernehmenden in dieser Zeit
nicht zugemutet werden kann, den Betrieb wie nach Abs. 4 vorgeschrieben weiter zu bewirt-
schaften.

Abs. 5 enthalt fur die Konstellation der zeitweiligen Ubertragung eines Milcherzeugungsbe-
triebes zusammen mit einer Quote die Mdglichkeit, nach dem Ablauf der zeitweiligen Be-
triebstiberlassung die betroffene Quote von Seiten des zeitweilig Ubernehmenden dauerhaft
zu Ubernehmen. Voraussetzung ist, dass der Zeitraum, fiir den ein Weiteriibertragungsverbot
gilt, bereits verstrichen ist. Auf diese Weise soll insbesondere Milcherzeugungsgesellschaften,
die wahrend der zeitweiligen Betriebstberlassung ihren Betrieb mit Eigenmitteln erweitert
haben, die Mdglichkeit gegeben werden, dass die in ihrem erweiterten Betrieb belieferte Quo-
te bei ihnen verbleiben kann.

Die dauerhafte Ubertragung kann bereits zum Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung
tiber die zeitweilige Ubertragung mit vereinbart werden, soweit aus der Vereinbarung die
Einhaltung der Voraussetzungen des Abs. 5 (zeitweilige Ubertragung wahrend des genannten
Zeitraums; keine vorherige Rlckgabe des Betriebes; Riickgabe des Betriebes zum Zeitpunkt
der dauerhaften Ubertragung) hervorgeht.

Zu 823

In Abs. 1 wird eine Klarstellung unter Einbeziehung des erganzten § 22 Abs. 4 vorgenom-
men.

Zu § 27

Vgl. zu Abs. 1 die Erlauterungen zu § 12. Abs. 2 Satz 2 und 3 stellt klar, dass gemé&R der bis-
herigen Praxis Name und Anschrift des Kaufers anzugeben sind und im Falle der demnéchst
erfolgenden Aufnahme der Milcherzeugung vergleichbar mit § 13 Abs. 2 zu verfahren ist.
Falls der antragstellende Ubernehmer kein Milcherzeuger im Sinne des Art. 65 Buchstabe ¢
Einheitliche GMO - etwa im Erbfall oder beim Rickfall einer verpachteten Referenzmenge —
ist, hat er diesen Umstand nach Satz 4 anzugeben, damit die Landesstelle die nach der EG-
Milchquotenregelung erforderliche Einhaltung der Vorgaben des § 9 (Weiterlibertragungs-
pflicht) Uberprifen kann.

Abs. 3 Satz 1 bis 5 modifiziert das bisherige Kéufernachweisverfahren dahingehend, dass der
Nachweis nicht mehr grundsatzlich vor der Ubertragung, sondern erst nach der Ubertragung
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ausgestellt wird. Denn beziiglich der besonderen Ubertragungen hat sich herausgestellt, dass
deren Bescheinigung fast ausschlie3lich nachtraglich beantragt wird. Fir die Kéufer verein-
facht sich damit das Nachweisverfahren, da sie nunmehr lediglich die Belieferungshéhe zu
dem Zeitpunkt, der ihnen von dem Milcherzeuger mitgeteilt wird, nachzuweisen haben.
Weicht der vom Milcherzeuger dem Kaufer benannte Ubertragungszeitpunkt ausnahmsweise
von demjenigen ab, den die Landesstelle als zutreffend ansieht, ist eine erneute Bescheini-
gung auszustellen. Letzterer Fall konnte auch bisher schon auftreten und wurde entsprechend
gelost. Der bisherige Satz 4, der § 8 Abs. 4 verfahrensrechtlich absicherte, ist durch die Ande-
rung des Nachweisverfahrens entbehrlich geworden. Der neue Satz 6 ist eine Folgeédnderung
zu 8 22 Abs. 5, um unngtige Nachweise zu vermeiden. Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a bildet
den modifizierten Abs. 3 fur das Antragsverfahren ab. Abs. 4 Satz 1 enthalt eine Klarstellung
fur die Landesstellen.

Zu §28
Vgl. zu Abs. 1 Nr. 1 die Erlauterungen zu § 12.

Zu 8§30

Abs. 1 Satz 2 stellt klar, dass die Begrenzung auf die Kauferebene im Falle von Direktver-
kaufsquoten nicht gilt und sich im Falle von Anlieferungsquoten auf die Anlieferung vor und
wahrend der Uberlassung erstreckt. Liefert ein Milcherzeuger vor der Uberlassung an zwei
Kaufer, kann er damit fiir eine Uberlassung zwischen den bei diesen beiden Kaufern an-
liefernden Milcherzeugern wihlen. Die Anderungen des Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 er-
ganzen die bisherigen Verfahrensvorschriften um solche fiir die Uberlassung von Direktver-
kaufsquoten.

Zu § 33

Abs. 4 regelt das in der Vergangenheit vermehrt aufgetretene Problem, dass Milcherzeuger
auf Grund der besseren Saldierungsmaglichkeit im Bereich der Direktverkaufsquoten einen
GroRteil ihrer Direktverkaufsquoten in Anlieferungsquoten umwandeln lassen und dadurch
ihre Direktverk&ufe nicht mehr durch eine entsprechende Direktverkaufsquote abgedeckt sind.
Die neue Anlieferungsquote nutzen sie entweder fur eigene Anlieferungen oder verdaufRern sie
im Rahmen des Ubertragungsstellenverfahrens. Da die EG-Milchquotenregelung darauf ab-
zielt, dass die Milcherzeuger eine ihrer Erzeugung entsprechende Quote besitzen, werden nun
die zulassigen Grinde fir eine Umwandlung néher umschrieben. Der ebenfalls geénderte
Abs. 1 Nr. 4 spiegelt diese Anderung wider.
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Zu § 37

Gestiitzt auf Art. 82 Unterabs. 1 Einheitliche GMO und in logischer Konsequenz des Abs. 2
stellt Abs. 1 Satz 2 klar, dass der Kéaufer seine milchquotenbezogene Tétigkeit erst mit Erhalt
der Zulassung aufnehmen darf.

Zu § 38

Die Anderungen in Abs. 1 und 2 kodifizieren den bisher stillschweigend vorausgesetzten An-
trag des Milcherzeugers gegeniiber dem Kéufer sowie die Weitergabe der Milcherzeugerun-
terlagen, ohne die ein neuer K&ufer seine EG-rechtlich vorgeschriebenen quotenrechtlichen
Aufgaben nicht wahrnehmen kann.

Zu § 39

Abs. 2 macht von der in Art. 81 Abs. 3 Satz 1 Einheitliche GMO enthaltenen Option stérker
als bislang Gebrauch. So ist in letzter Zeit eine Entwicklung dergestalt eingetreten, dass K&u-
fer selbst bei sehr hoher Uberschreitung der Anlieferungsquote wahrend eines Zwolfmonats-
zeitraums ihre bisher fakultative Mdéglichkeit, die Abgabe vorzeitig zu erheben, nicht nutzen
und mit Beginn des zwingenden Abgabenerhebungszeitraums beim Milcherzeuger die erfor-
derlichen Mittel entweder nicht mehr vorhanden sind oder sich eine Eintreibung als duf3erst
schwierig erweist.

Die Hohe der Vorauszahlung errechnet sich aus dreiRig Prozent des in der EG-Milchquotenre-
gelung normierten Abgabesatzes und dem Umfang, in dem die Anlieferungsquote durch An-
lieferungen des Milcherzeugers tberschritten wird (Beispiel: Ein Milcherzeuger, der (iber eine
Quote von 250.000 kg verfugt, hat diese bereits mit Ablauf des 31.12.2008 vollstandig belie-
fert. In den letzten drei Monaten des Zwdélfmonatszeitraums 2008/09 liefert er im Januar 2009
30.000 kg, im Februar 2009 25.000 kg und im Marz 2009 20.000 kg. Nach dem in Art. 78
Abs. 1 Unterabs. 2 Einheitliche GMO flr den Zwolfmonatszeitrum 2008/09 normierten Ab-
gabesatz fur die Uberschussabgabe in Hohe von 27,83 Euro/100 kg hat der Kaufer vom
Milchentgelt fir Januar 2009 2.504,70 Euro (dreiBig Prozent von 27,83 Euro/100 kg X
30.000 kg), fur Februar 2009 2.087,25 Euro (dreifig Prozent von 27,83 Euro/100 kg X
25.000 kg) und fur Méarz 2009 1.669,80 Euro (dreillig Prozent von 27,83 Euro/100 kg X
20.000 kg) einzubehalten.

Abs. 3 geht auf einen Wunsch der Molkereiwirtschaft zuriick, in der speziellen Situation der
wahrend eines laufenden Zwdlfmonatszeitraums eintretenden vorweggenommenen Vererbung
eines Milcherzeugungsbetriebes von dem Vater auf den Sohn sowie vergleichbaren Ubertra-
gungskonstellationen ein vereinfachtes Verfahren durchzufiihren. Soweit die beteiligten Per-
sonen der entsprechenden Mitteilung des Kdufers nicht widersprechen, werden ihre Anliefe-



Drucksache 936/07 52

rungsquoten und ihre Anlieferungen zum Zwecke der Abgabenerhebung zusammengefasst.
Um die Abgabenerhebung sicherzustellen, wird fur diesen Fall eine Gesamtschuldnerschaft
angeordnet.

Zu 840

Abs. 6 Satz 2 regelt angesichts divergierender finanzgerichtlicher Rechtsprechung, dass die
Mitteilung des Satzes 1 als Bekanntgabe der Abgabenerhebung gilt. Insofern findet ab diesem
Zeitpunkt § 355 Abs. 1 Satz 1 AO Anwendung, d.h. die einmonatige Einspruchsfrist beginnt.
Da es sich um ein Selbstveranlagungsverfahren handelt, bedarf es keiner Rechtsbehelfsbeleh-
rung im Sinne des § 356 AO.

Zu §41

Abs. 1 Satz 2 und 3 stellt klar, dass der Kaufer die zustandige Bundesfinanzbehdrde umge-
hend Uber eine Kauferbestimmung im Sinne des Satz 1 zu unterrichten hat und die Bestim-
mung eines bislang nicht fur die Durchfiihrung der Milchquotenregelung zustandigen Kéufers
zugleich einen Ké&uferwechsel im Sinne des § 38 mit den in § 38 normierten Konsequenzen
bedeutet.

Zu 844

Der bisherige 8§ 44 wird aus redaktionellen Grinden (Zusammenfassung der Aufbewahrungs-
fristen) in 8 45 Abs. 1 Satz 2 verschoben, wobei die bisher in § 44 Satz 1 angeordnete tégliche
Aufzeichnungspflicht fir die Direktverk&ufer aus Grinden der Verfahrenserleichterung fir
die Direktverkaufer entféllt. Es gilt nunmehr allein die in Art. 24 Abs. 6 Unterabs. 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 595/2004 der Kommission vom 30.04.2004 mit Durchfiihrungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des Rates tber die Erhebung einer Abgabe im
Milchsektor (ABI. EU Nr. L 94 S. 22) enthaltene Pflicht zur monatlichen Aufzeichnung der
Verkiufe oder Ubertragungen, wobei diese monatlichen Aufzeichnungen allerdings ausrei-
chend nachvollziehbar sein mussen. Die Erleichterung tritt daher vor allem fiir Direktverkau-
fer ein, die etwa Kaselaiber portionsweise vermarkten und fir die die Buchfuhrung Uber die
tagliche Abgabe dieser Stuickelungen gegeniber der Erfassung ganzer Kaselaiber aufwendiger
ist oder die tégliche Verkaufsbelege erstellen und diese am Monatsende lediglich zusammen-
zufassen brauchen. Um die Fristenregelungen von den Mitwirkungspflichten redaktionell zu
trennen, wird der bisherige 8 45 Satz 1 und 2 zu § 44.

Zu §45

Vgl. zu Abs. 1 die Erlauterungen zu 8 44. Abs. 2 kodifiziert unter Berticksichtigung der bis-
lang schon geltenden Zehnjahresfrist die Pflicht, Unterlagen im Bereich der Berechnung und
Hohe der Quoten solange aufzubewahren, wie sie zur Feststellung von Quoten noch benétigt
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werden. Lauft etwa ein Altpachtvertrag, d.h. ein Pachtvertrag Gber eine Milcherzeugungsfla-
che, der vor Einfuhrung der Milchquotenregelung 1984 abgeschlossen wurde, 2008 aus, so
muss es moglich sein, samtliche damit zusammenhé&ngenden Flachen- und Quotenveranderun-
gen seit 1984 nachverfolgen zu kénnen, um bei Beendigung des Pachtvertrages die auf den
Verpéachter fallende Quote richtig zu berechnen. Vor diesem Hintergrund stellt Abs. 3 ergén-
zend Klar, dass bei betrieblichen Anderungen auf Kauferseite die ,,Quotenhistorie® der von
dem jeweiligen Kéufer betreuten Quoten jederzeit nachvollziehbar sein muss, da ansonsten
die richtige Zuordnung der Quoten gefahrdet ware.

Zu § 47

Die Nr. 1, 3, 4 und 5 erganzen drei bereits beschriebene Konkretisierungen und die mit § 39
Abs. 2 vorgenommene stérkere Verpflichtung der Kéufer um entsprechende Ordnungswidrig-
keitentatbestdnde. Die Bullgeldbewehrung des § 45 Abs. 3 ist erforderlich, da jlngst einige
Falle aufgetreten sind, in denen die flr die Quotenberechnung erforderlichen Unterlagen vor
allem in Altpachtfallen (vgl. die Erlauterungen zu § 45) nicht mehr oder zumindest nicht mehr
vollstdndig bei dem aktuell zustandigen Kaufer vorhanden waren und dadurch die richtige
Zuweisung der Quoten nach dem Ende des Pachtvertrages gefédhrdet wurde. Hinzu kommt,
dass durch die derzeitige Milchpreisentwicklung vermehrt Anderungen auf der Ebene der
Ké&ufer vor allem in Gestalt der Verschmelzung bisheriger Kaufer eingetreten und noch zu
erwarten sind.

Zu §48

Abs. 2 Satz 3 enthalt die Klarstellung, dass im Falle der gesetzlichen oder gewillkirten Erb-
folge eine Zustimmung des Verpéchters nicht erforderlich ist, da der Rechtseintritt bereits von
Gesetzen wegen erfolgt. Die vorweggenommene Erbfolge wurde nicht aufgenommen, da ers-
tens § 593a BGB ein aulRerordentliches Kindigungsrecht des Verpéchters vorsieht und zudem
8 593a BGB nur auf flachengebundene Quoten Anwendung findet, wahrend auf flachenunge-
bundene Quoten nach § 581 Abs. 2 BGB die anders gestalteten Bestimmungen des Mietrechts
anzuwenden sind.

Zu § 49
Abs. 3 Satz 4 enthalt eine Absicherung fur den eher unwahrscheinlichen Fall, dass kein
Gleichgewichtspreis zustande kommt.

Zu §52
Der bisherige Satz 2 ist durch die neue horizontale Regelung des § 27 Abs. 3 Satz 6 entbehr-
lich geworden.
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Zu § 56

Die Abs. 1, 2 und 4 enthalten redaktionelle Anderungen. Abs. 3 Satz 1 eroffnet den Kéufern
auf deren Wunsch die Mdglichkeit, die neue Option des § 39 Abs. 3 bereits auf den Zwdlfmo-
natszeitraum 2007/08 anzuwenden. Die Ubergangsregelung des Abs. 5 wird — nunmehr bezo-
gen auf den 01.04.2008 — beibehalten, da die VVorbereitungen fiir den Ubertragungsstellenter-
min April bereits im Januar beginnen und daher nicht das Inkrafttreten der Abldseverordnung
abgewartet werden kann.

Zu § 57

§ 57 enthalt redaktionelle Anderungen. Insbesondere stellt er sicher, dass hinsichtlich der
Fortgeltung der Milch-Garantiemengen-Verordnung keine Anderung eintritt, soweit sie fir
die Abwicklung der vor dem 01.04.2000 abgeschlossenen Pachtvertrage noch herangezogen
werden muss.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz:

Entwurf einer Abléseverordnung zur Milchquotenverordnung

Der Nationale Normenkontrollrat hat den o.g. Entwurf auf Birokratiekosten, die durch

Informationspflichten begriindet werden, geprift.

Der Entwurf enthalt keine Informationspflichten fir Blrgerinnen und Blrger. Eine

Informationspflicht der Verwaltung wird neu eingefihrt.

Es werden drei Informationspflichten fir Unternehmen geandert. Das Ressort hat
nachvollziehbar dargestellt, dass sich daraus eine Reduzierung der Burokratiekosten in
Hohe von jahrlich rund 13.000,00 Euro Netto ergibt.

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines gesetzlichen Prifauftrages keine

Bedenken gegen das Regelungsvorhaben.

Dr. Ludewig Catenhusen
Vorsitzender Berichterstatter



	936vor.pdf
	936an.pdf
	leerseite.pdf
	936text.pdf
	Allgemeine Vorschriften
	Abschnitt 2
	Übertragungen
	Kürzung, Einziehung, Umwandlung und Saldierung
	Abschnitt 4
	Durchführung und Kontrolle
	Abschnitt 5
	Übergangs- und Schlussvorschriften
	Übergangsregelungen



	936NKR.pdf

